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I.

21222
Neubekanntmachung

der Satzung des Versorgungswerkes der Psycho-
therapeutenkammer Nordrhein-Westfalen

Vom 27. Januar 2010

Nachstehend wird der Wortlaut der Satzung des Versor-
gungswerkes der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen (PTV) in der seit dem 1. September 2009 gel-
tenden Fassung bekannt gemacht. Die Neubekanntma-
chung berücksichtigt:

1.  die Satzung des Versorgungswerkes der Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen (PTV) vom 
28. September 2003 (Einhefter für NRW im Psycho-
therapeutenjournal 4/2003 vom 20. Dezember 2003, 
S. 1), genehmigt durch das Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen am 14. Oktober 2003,

2.  die Erste Änderung der Satzung des Versorgungswer-
kes der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-West-
falen vom 12. März 2005 (Psychotherapeutenjournal 
3/2005, S. 292), genehmigt durch das Finanzministe-
rium des Landes Nordrhein-Westfalen am 3. Mai 
2005,

3.  die Zweite Änderung der Satzung des Versorgungs-
werkes der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 2006 (Einhefter für 
Nordrhein-Westfalen im Psychotherapeutenjournal 
3/2007 vom 21. September 2007, S. 4), genehmigt 
durch das Finanzministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen am 13. Februar 2007,

4.  die Dritte Satzungsänderung des Versorgungswerkes 
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen 
vom 25. April 2008 (Einhefter für Nordrhein-Westfa-
len im Psychotherapeutenjournal 3/2008 vom 19. Sep-
tember 2008, S. 8), genehmigt durch das Finanzminis-
terium des Landes Nordrhein-Westfalen am 14. Mai 
2008,

5.  die 4. Satzungsänderung des Versorgungswerkes der 
Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen vom 
10. November 2008 (veröffentlicht auf der Homepage 
des Versorgungswerkes http://www.ptv-nrw.de unter 
Rechtsgrundlagen – Satzung am 29. Dezember 2008), 
genehmigt durch das Finanzministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen am 15. Dezember 2008,

6.  die 5. Satzungsänderung des Versorgungswerkes der 
Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen vom 
22. September 2009 (veröffentlicht auf der Homepage 
des Versorgungswerkes http://www.ptv-nrw.de unter 
Rechtsgrundlagen – Satzung am 11. November 2009), 
genehmigt durch das Finanzministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen am 26. Oktober 2009.

Düsseldorf, den 27. Januar 2010

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 
des Versorgungswerkes der Psychotherapeutenkammer 

Nordrhein-Westfalen

gez.
Karl-Wilhelm  H o f m a n n

Die Präsidentin der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen

 gez.
Monika  K o n i t z e r

I.
Organisation

§ 1
Rechtsnatur, Sitz und Aufgaben

(1) Das Versorgungswerk der Psychotherapeutenkam-
mer Nordrhein-Westfalen (Versorgungswerk) ist eine 
Einrichtung der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen, Körperschaft des öffentlichen Rechts. Es hat 
seinen Sitz in Düsseldorf.

(2) Das Versorgungswerk hat die Aufgabe, für die Ange-
hörigen der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-West-
falen und ihre Familienmitglieder gemäß den Bestim-
mungen des § 6 a des Heilberufsgesetzes Versorgung 
nach Maßgabe dieser Satzung zu gewähren.

§ 2
Organe

Die Organe des Versorgungswerks sind:

1. Die Kammerversammlung

2. Die Vertreterversammlung

3. Der Verwaltungsrat.

§ 3
Kammerversammlung

Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkam-
mer entscheidet über:

1.  die Beschlussfassung über die Aufl ösung des Versor-
gungswerkes mit 4/5 Mehrheit der gewählten Mitglie-
der der Kammerversammlung und die im Zuge der 
Abwicklung notwendigen Maßnahmen,

2.  die Wahl von Mitgliedern sowie Ersatzmitgliedern 
der Vertreterversammlung für den Bereich der Psy-
chotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen,

3.  die Übernahme der Verwaltung des Versorgungs-
werks durch eine andere Institution sowie die Über-
nahme der Verwaltung durch andere Versorgungs-
werke,

4.  sonstige in dieser Satzung der Kammerversammlung 
zugewiesene Angelegenheiten.

§ 3 a 
Vertreterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung besteht aus bis zu 15 Mit-
gliedern sowie einer gleiche Anzahl von Ersatzmitglie-
dern, die Mitglied im Versorgungswerk sein müssen. Die 
Mitglieder sowie die Ersatzmitglieder werden für die 
Dauer von 5 Jahren (Wahlperiode) gewählt und bleiben 
bis zur Konstituierung der jeweils neugewählten Vertre-
terversammlung im Amt. Wählt die Vertreterversamm-
lung eines ihrer Mitglieder in den Verwaltungsrat, schei-
det es mit der Annahme der Wahl zum Verwaltungsrat 
aus der Vertreterversammlung aus, und es rückt das Er-
satzmitglied in die Vertreterversammlung nach, das bei 
der Wahl zur Vertreterversammlung die meisten Stim-
men erhalten hat. Sind Mitglieder der Psychotherapeu-
tenkammer eines anderen Bundeslandes über einen 
Staatsvertrag Mitglied des Versorgungswerkes, entsen-
det jede Psychotherapeutenkammer 5 Mitglieder in die 
Vertreterversammlung. Besteht kein Staatsvertrag mit 
einem anderen Bundesland, entsendet die Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen 10 Mitglieder in die 
Vertreterversammlung. Die Mitgliedschaft in der Vertre-
terversammlung endet mit dem Ende der Mitgliedschaft 
im Versorgungswerk.

(2) Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine Stellver-
treterin oder einen Stellvertreter. Beide sollen unter-
schiedlichen Kammern angehören. Die Vertreterver-
sammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben.

(3) Die Einberufung zu einer Vertreterversammlung er-
folgt durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der 
Vertreterversammlung, im Verhinderungsfalle durch 
seine Stellvertreterin oder seinen Stellvertreter, mit 
schriftlicher Bekanntgabe der Tagesordnung und mit ei-
ner Frist von mindestens drei Wochen. Der Verwaltungs-
rat sowie ein Drittel der Mitglieder der Vertreterver-
sammlung können jederzeit die Einberufung verlangen.

(4) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. Sie 
fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder, im Falle des Abs. 5 Nr. 5 mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(5) Die Vertreterversammlung beschließt über:

1.  die Änderung der Satzung des Versorgungswerkes,
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2.  die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts,

3.  die Festsetzung der Beiträge und Bemessung der 
Leistungen, insbesondere über die Verwendung des 
Überschusses,

4.  die Entlastung des Verwaltungsrates,

5.  die Wahl und Abberufung von Verwaltungsratsmit-
gliedern,

6.  die Aufwandsentschädigung für Mitglieder der Ver-
treterversammlung und des Verwaltungsrates,

7.  sonstige in dieser Satzung der Vertreterversammlung 
zugewiesenen Angelegenheiten.

(6) Beschlüsse der Vertreterversammlung zu Abs. 5 Nr. 1 
bedürfen der Genehmigung der Versicherungsaufsichts-
behörde.

§ 4
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 5 Mitgliedern, von 
denen mindestens 3 dem Versorgungswerk angehören 
müssen und in dem jede beteiligte Kammer vertreten 
sein soll. Die Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen 
nicht zugleich Mitglied der Vertreterversammlung sein. 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden für die 
Dauer von 5 Jahren gewählt.

(2) Die Tätigkeit der Mitglieder des Verwaltungsrates ist 
ehrenamtlich.

(3) Der Verwaltungsrat bleibt nach Ablauf seiner Amts-
zeit bis zum Zusammentreten des neu gewählten Ver-
waltungsrates im Amt.

(4) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht öf-
fentlich. Der Verwaltungsrat kann zur fachlichen Bera-
tung Sachverständige zu seinen Sitzungen hinzuziehen. 

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens 3 seiner Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse kön-
nen auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, es 
sei denn, zwei Mitglieder des Verwaltungsrates oder die 
Geschäftsführung widersprechen dem schriftlich. Be-
schlüsse kommen mit einfacher Mehrheit zustande.

(6) Der Verwaltungsrat ist mindestens zweimal jährlich 
einzuberufen. Er ist außerdem innerhalb einer angemes-
senen Frist einzuberufen, wenn mindestens zwei Mitglie-
der oder die Geschäftsführung dies schriftlich unter An-
gabe des zu behandelnden Gegenstandes verlangen.

(7) Ein Verwaltungsratsmitglied kann nur aus wichti-
gem Grund durch die Vertreterversammlung abberufen 
werden.

(8) Bei Ausscheiden eines Mitgliedes des Verwaltungsra-
tes wählt die Vertreterversammlung in ihrer nächsten 
Sitzung einen Nachfolger für die restliche Amtszeit des 
Verwaltungsrates.

§ 5
Vorsitz, Vertretung

(1) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden, die oder der Mitglied 
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen ist, 
sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 
Beide müssen dem Versorgungswerk angehören. Sie oder 
er leitet den Verwaltungsrat und führt die Aufsicht über 
die Geschäftsführung. 

(2) Die oder der Vorsitzende des Verwaltungsrates ver-
tritt das Versorgungswerk gerichtlich und außergericht-
lich. Sie oder er kann zur Durchführung sämtlicher Ge-
schäfte des Versorgungswerkes Vollmachten erteilen.

§ 6
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat führt die Geschäfte des Versor-
gungswerkes. Ihm obliegen alle Aufgaben, die nicht der 
Kammerversammlung oder der Vertreterversammlung 
vorbehalten sind oder zur Zuständigkeit der Geschäfts-
führung gehören. Der Verwaltungsrat kann zur Wahr-
nehmung der laufenden Geschäfte eine Geschäftsführe-
rin oder einen Geschäftsführer bestellen.

(2) Der Verwaltungsrat beschließt auf der Grundlage ei-
nes versicherungsmathematischen Gutachtens den tech-
nischen Geschäftsplan. Dieser bedarf der Genehmigung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde. 

(3) Der Verwaltungsrat beschließt neben den in dieser 
Satzung gesondert aufgeführten Angelegenheiten über:

1.  Vorschläge für die Kammerversammlung zur Sat-
zungsänderung sowie zur Verwendung des Über-
schusses,

2.  Bestellung des Abschlussprüfers und des Versiche-
rungsmathematikers,

3.  die Grundsätze der Vermögensanlage,

4.  den Abschluss von Überleitungsabkommen,

5.  die Bewilligung und Ablehnung von Versorgungsleis-
tungen,

6.  die Bildung von Arbeitskreisen für besondere Aufga-
ben,

7.  Widersprüche der Mitglieder.

(4) Der Verwaltungsrat ist verpfl ichtet, jährlich, spätes-
tens neun Monate nach Beendigung des Geschäftsjahres, 
einen von einem Abschlussprüfer geprüften Jahresab-
schluss nebst Lagebericht und Prüfungsbericht der Ver-
treterversammlung zur Feststellung vorzulegen.

§ 7 
Geschäftsführung

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer leitet 
die Geschäftsstelle. Sie oder er führt die laufenden Ver-
waltungsgeschäfte nach den vom Verwaltungsrat be-
stimmten Grundsätzen und vollzieht die Beschlüsse des 
Verwaltungsrates. Sie oder er wird auf Beschluss des 
Verwaltungsrates von der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden bestellt. Sie oder er nimmt an den Sitzungen des 
Verwaltungsrates mit beratender Stimme teil. Über die 
Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers entscheidet der Verwaltungsrat.

II.
Mitgliedschaft

§ 8 
Pfl ichtmitgliedschaft

Mitglied des Versorgungswerks ist:

1.  wer am 1. 1. 2004 Mitglied der Psychotherapeuten-
kammer Nordrhein-Westfalen war oder

2.  wer nach dem 1. 1. 2004 Mitglied der Psychotherapeu-
tenkammer Nordrhein-Westfalen wird und das 63. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk setzt die Appro-
bation als Psychologischer Psychotherapeut oder Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeut voraus.

§ 9
Befreiung von der Beitragspfl icht

(1) Auf Antrag wird von der Beitragspfl icht in dem Ver-
sorgungswerk vollständig oder teilweise befreit, wer

1.  aufgrund eines öffentlich-rechtlichen ständigen 
Dienst- oder ähnlichen Beschäftigungsverhältnisses 
Anspruch auf Ruhegeld und Hinterbliebenenversor-
gung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen hat oder

2.  eine Befreiung von der Mitgliedschaft oder eine voll-
ständige oder teilweise Befreiung von der Beitrags-
pfl icht in einer anderen durch Gesetz angeordneten 
oder auf Gesetz beruhenden berufständischen öffent-
lich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungsein-
richtung erwirkt hat, wenn der Tatbestand, der zu 
dieser Befreiung geführt hat, noch besteht.

3.  ohne selbstständig tätig zu sein pfl ichtversichert in 
der gesetzlichen Rentenversicherung ist.

4.  aufgrund einer durch Gesetz angeordneten oder auf 
Gesetz beruhenden Verpfl ichtung Mitglied einer be-
rufständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung eines anderen Berufs-
standes ist und seine Mitgliedschaft aufrechterhält.
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5.  aufgrund seiner angestellten oder selbständigen Tä-
tigkeit Pfl ichtbeiträge zu einer öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung eines 
anderen Mitgliedsstaates der Europäischen Union 
(EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraumes 
(EWR) entrichtet. 

(2) Ein Befreiungsantrag kann nur schriftlich binnen ei-
ner Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Eintritt der 
Voraussetzungen gestellt werden. Die Voraussetzungen 
sind nachzuweisen.

(3) Bei vollständiger Beitragsbefreiung ruhen alle Mit-
gliedschaftsrechte. Mitglieder, deren Mitgliedschafts-
rechte nach einem Ruhen wieder aufl eben, werden wie 
Mitglieder behandelt, deren Mitgliedschaft zu diesem 
Zeitpunkt erstmalig beginnt, mit allen sich daraus nach 
dieser Satzung ergebenden Folgen.

§ 10
Aufhebung der Befreiung

Wer nach § 42 Abs. 1 von der Beitragspfl icht befreit wor-
den ist, kann bis zur Vollendung des 40. Lebensjahres be-
antragen, dass die Befreiung ab Beginn des auf den An-
trag folgenden Monats aufgehoben wird. Der Antrag ist 
schriftlich zu stellen. Die Antragsstellerin oder der An-
tragsteller hat auf eigene Kosten ein Gutachten eines Ver-
trauensarztes des Versorgungswerkes beizufügen, aus dem 
sich ergibt, dass der Gesundheitszustand der Antragsstel-
lerin oder des Antragstellers zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung keinen Anlass zu Bedenken gibt. Über den An-
trag entscheidet der Verwaltungsrat. Er kann auf Kosten 
des Versorgungswerkes weitere Gutachten einholen.

§ 11
Beendigung und Weiterführung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet 

1.  mit dem Tode des Mitglieds,

2.  wenn das Mitglied nicht mehr der Psychotherapeu-
tenkammer Nordrhein-Westfalen angehört, sofern es 
nicht Berufsunfähigkeits- oder Altersrente des Ver-
sorgungswerkes bezieht.

(2) Wessen Mitgliedschaft nach Abs. 1 Nr. 2 beendet ist, 
kann die Mitgliedschaft mit allen Rechten und Pfl ichten 
fortsetzen, wenn dies innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach dem Ausscheiden beantragt wird. Der 
Antrag kann nach Eintritt der Voraussetzungen für den 
Leistungsfall nicht mehr gestellt werden, es sei denn, die 
Voraussetzungen für den Leistungsfall sind bereits vor dem 
Ausscheiden des Mitglieds eingetreten. Der Antrag auf 
Fortsetzung der Mitgliedschaft ist ausgeschlossen, wenn 
eine Erstattung nach § 32 Abs. 1 rechtskräftig erfolgt ist 
oder solange eine Mitgliedschaft in einem anderen Psycho-
therapeutenversorgungswerk im Bundesgebiet besteht.

(3) Eine Mitgliedschaft nach Abs. 2 kann vom Mitglied 
durch eine entsprechende Erklärung in eingeschriebenem 
Brief mit einer Frist von drei Monaten auf den Schluss ei-
nes Kalendervierteljahres für beendet erklärt werden.

(4) Eine Mitgliedschaft nach Abs. 3 kann vom Versor-
gungswerk mit einer Frist von drei Monaten zum Monats-
ersten für beendet erklärt werden, wenn das Mitglied mit 
mehr als drei Beiträgen im Rückstand ist. Die Mitglied-
schaft endet nicht, wenn alle fälligen Beiträge und Neben-
forderungen bei Ablauf der Frist gem. Satz 1 gezahlt sind. 

§ 12
Berufsunfähigkeit bei Eintritt

Ein Mitglied der Psychotherapeutenkammer, das berufs-
unfähig (§ 16 Abs. 1 Nr. 1) ist, wird nicht Mitglied des 
Versorgungswerkes. Es ist zu Beitragszahlungen weder 
berechtigt noch verpfl ichtet und hat keinen Anspruch 
auf Leistungen aus dem Versorgungswerk.

III.
Leistungen

§ 13
Leistungsarten

(1) Das Versorgungswerk erbringt auf Antrag seinen 
Mitgliedern und sonstigen Leistungsberechtigten nach 
Erfüllung der Voraussetzungen folgende Leistungen:

1.  Altersrente,

2.  Berufsunfähigkeitsrente,

3.  Hinterbliebenenrente,

4.  Erstattung oder Übertragung von Beiträgen,

5.  Kapitalabfi ndung.

Auf die Leistungen besteht ein Rechtsanspruch.

(2) Das Versorgungswerk kann Zuschüsse für Rehabili-
tationsmaßnahmen zur Erhaltung oder Wiederherstel-
lung der Berufsfähigkeit gemäß § 19 gewähren.

(3) Den Mitgliedern stehen für das Leistungsrecht ehe-
malige Mitglieder gleich, die keinen Antrag nach § 32 
Abs.1 und Abs. 2 gestellt haben.

(4) Über Leistungen und Zuschüsse wird durch Bescheid 
entschieden.

§ 14
Mitwirkungspfl ichten und Obliegenheiten

(1) Wer Leistungen beantragt oder erhält, hat

1.  alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheb-
lich sind, und auf Verlangen des Versorgungswerkes 
der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch 
Dritte zuzustimmen,

2.  Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leis-
tung erheblich sind oder über die im Zusammenhang 
mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden 
sind, unverzüglich mitzuteilen,

3.  Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des 
Versorgungswerkes Beweisurkunden vorzulegen oder 
ihrer Vorlage zuzustimmen.

(2) Wer Leistungen beantragt oder erhält, hat sich auf 
Verlangen des Versorgungswerkes ärztlichen bzw. psy-
chotherapeutischen Untersuchungsmaßnahmen zu un-
terziehen, soweit diese für die Entscheidung über die 
Leistung erforderlich sind.

(3) Wer wegen Krankheit oder Behinderung Leistungen 
beantragt oder erhält, ist gehalten sich auf Verlangen 
des Versorgungswerkes einer Heilbehandlung zu unter-
ziehen, wenn zu erwarten ist, dass sie eine Besserung sei-
nes Gesundheitszustandes herbeiführen oder eine Ver-
schlechterung verhindert wird.

(4) Die Obliegenheiten nach den Abs. 2 und 3 bestehen 
nicht, soweit

1.  ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhält-
nis zu der in Anspruch genommenen Leistung steht 
oder

2.  ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen 
Grund nicht zugemutet werden kann oder 

3.  das Versorgungswerk sich durch einen geringeren 
Aufwand als das Mitglied oder des sonstigen Leis-
tungsberechtigten die erforderlichen Kenntnisse 
selbst beschaffen kann.

(5) Untersuchungen und Behandlungen, bei denen im 
Einzelfall ein Schaden für Leben und Gesundheit nicht 
mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden 
kann oder die mit erheblichen Schmerzen verbunden 
sind oder die einen erheblichen Eingriff in die körperli-
che Unversehrtheit bedeuten, können abgelehnt wer-
den.

(6) Wer einem Verlangen des Versorgungswerkes nach 
den Abs. 2 und 3 nachkommt, erhält auf Antrag Ersatz 
seiner notwendigen Auslagen und seines Verdienstaus-
falles in angemessenem Umfange.

(7) Kommt derjenige, der eine Leistung beantragt oder 
erhält, seinen Mitwirkungspfl ichten oder Obliegenheiten 
nach den Abs. 1 bis 3 nicht nach und wird hierdurch die 
Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert oder 
eine Besserung verhindert oder unmöglich gemacht oder 
eine Verschlechterung herbeigeführt, so kann das Ver-
sorgungswerk ohne weitere Ermittlungen die Leistung 
bis zur Nachholung der Mitwirkung in dem Umfang ver-
sagen oder entziehen, in dem die Voraussetzungen nicht 
nachgewiesen oder die Beeinträchtigungen nicht verbes-
sert oder verschlechtert werden.
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(8) Die Leistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung 
ganz oder teilweise nur versagt oder entzogen werden, 
nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge 
schriftlich hingewiesen worden ist und er seiner Mitwir-
kungspfl icht nicht innerhalb einer ihm gesetzten ange-
messenen Frist nachgekommen ist.

(9) Hat ein Leistungsberechtigter neben Ansprüchen 
nach §§ 16, 17, 22 und 23 Ansprüche auf Ersatz von Ver-
mögensschäden nicht versicherungsrechtlicher Art gegen 
Dritte, so hat er diese Ansprüche bis zur Höhe, in der das 
Versorgungswerk Leistungen zu gewähren hat, an das 
Versorgungswerk abzutreten. Gegebenenfalls erstreckt 
sich die Abtretungsverpfl ichtung nur insoweit, als der 
vom Dritten geschuldete Schadenersatz nicht zur vollen 
Deckung des eigenen Schadens des Mitglieds oder eines 
sonstigen Leistungsberechtigten erforderlich ist. Die Ab-
tretung kann nicht zum Nachteil des Leistungsberech-
tigten geltend gemacht werden. Gibt der Leistungsbe-
rechtigte einen solchen Anspruch oder ein der Sicherung 
eines solchen Anspruchs dienendes Recht ohne Zustim-
mung des Versorgungswerkes auf, so wird das Versor-
gungswerk von der Verpfl ichtung zu Leistungen nach 
§§ 15, 16, 21 und 22 insoweit frei, als er aus dem An-
spruch oder dem Recht hätte Ersatz erlangen können; 
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 15
Altersrente

(1) Jedes Mitglied hat Anspruch auf lebenslange Alters-
rente, sobald es das 67. Lebensjahr vollendet hat. Die 
Regelaltersgrenze wird beginnend mit dem Geburtsjahr-
gang 1947 ab dem 1. 1. 2012 bis 2029 schrittweise nach 
Maßgabe nachstehender Tabelle von 65 auf 67 angeho-
ben.

Jahrgang
Rentenbeginnalter

Jahr Monat

bis 1946 65 0

1947 65 1

1948 65 2

1949 65 3

1950 65 4

1951 65 5

1952 65 6

1953 65 7

1954 65 8

1955 65 9

1956 65 10

1957 65 11

1958 66 0

1959 66 2

960 66 4

1961 66 6

1962 66 8

1963 66 10

1964 67 0

(2) Auf Antrag wird die Altersrente mit Vollendung ei-
nes früheren Lebensalters, jedoch maximal um 60 Mo-
nate, ausgehend von der Regelaltersgrenze nach Abs. 1, 
vorgezogen gewährt. In diesem Fall erfolgt der Ausgleich 
für die frühere Inanspruchnahme der Altersrente, in dem 
die nach § 17 Abs. 1 erreichte beitragsgerechte Anwart-
schaft auf Altersrente um pauschalierte versicherungs-
mathematische Abschläge zur Berücksichtigung der 
durch die Vorverlegung verlängerten Rentenzahlungs-
dauer vermindert wird. Diese betragen für jeden Monat, 
um den der Rentenbeginn vorgezogen wird 

für die ersten 12 Monate jeweils 0,49 %

für die zweiten 12 Monate jeweils 0,45 %

für die dritten 12 Monate jeweils 0,41 %

für die vierten 12 Monate jeweils 0,38 %

für die fünften 12 Monate jeweils 0,35 %

des beim tatsächlichen Rentenbeginn erreichten An-
spruchs.

(3) Auf Antrag kann der Beginn der Altersrente über die 
Regelaltersgrenze hinaus aufgeschoben werden, jedoch 
längstens bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres. Das 
Mitglied ist berechtigt, aber nicht verpfl ichtet, weitere 
Beiträge zu leisten. Die ggf. gezahlten Beiträge sowie die 
nicht in Anspruch genommenen Rentenbeträge nach Er-
reichen der Regelaltersgrenze werden pro Kalenderjahr 
in eine monatliche Rentenerhöhung umgewandelt. Der 
Erhöhungsbetrag ergibt sich aus folgender Tabelle:

Alter, in dem die Zahlung ent-
richtet und die Rente nicht in 
Anspruch genommen wurde

Für je 1.000,– € geleisteten 
Beitrag bzw. nicht in An-
spruch genommene Rente ent-
steht ein Anspruch auf zusätz-
liche Rente in Höhe von

65 4,25 €

66 4,33 €

67 4,42 €

68 4,52 €

69 4,62 €

70 4,73 €

(4) Sind nach schriftlicher Erklärung des Mitgliedes bei 
Beginn der Altersrente keine sonstigen rentenbezugsbe-
rechtigten Personen vorhanden und bezog oder bezieht 
das Mitglied keine Berufsunfähigkeitsrente, so erhält das 
versorgungsberechtigte Mitglied auf Antrag einen Zu-
schlag in Höhe von 20 vom Hundert zu der festgesetzten 
Altersrente, beginnend mit dem Monat, in dem der An-
trag beim Versorgungswerk eingeht. Damit sind alle 
sonstigen Ansprüche nach der Satzung dauernd ausge-
schlossen.

(5) Die Altersrente wird jeweils zu Beginn des Monats 
gezahlt. Die Zahlung beginnt mit dem Ersten des Mo-
nats, der auf das Entstehen des Anspruchs folgt, frühes-
tens mit dem Monat der Antragstellung, und endet mit 
Ablauf des Monats, in dem der Anspruch entfällt.

§ 16
Berufsunfähigkeitsrente

(1) Ein Mitglied, das mindestens für einen Monat vor 
Eintritt der Berufsunfähigkeit Beiträge geleistet hat, und 
das

1.  wegen Krankheit oder eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geis-
tigen Kräfte oder Sucht voraussichtlich auf Dauer 
zur Ausübung des Psychotherapeutenberufes unfähig 
ist und

2.  deshalb seine berufl iche Tätigkeit als Psychothera-
peut einstellt,

erhält Berufsunfähigkeitsrente auf Dauer. Die Einstel-
lung der Tätigkeit ist nachzuweisen.

(2) Ein Mitglied, das mindestens für einen Monat vor 
Eintritt der Berufsunfähigkeit Beiträge geleistet hat und 
das 

1.  wegen Krankheit oder eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geis-
tigen Kräfte oder Sucht auf absehbare Zeit zur Aus-
übung des Psychotherapeutenberufes unfähig ist und 

2.  deshalb seine berufl iche Tätigkeit als Psychothera-
peut einstellt,

erhält Berufsunfähigkeitsrente auf Zeit. Die Einstellung 
der Tätigkeit ist nachzuweisen.
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(3) Mitglieder, die die Mitgliedschaft nach § 42 Abs. 2 
erworben haben, müssen abweichend von Abs. 1 oder 2 
für mindestens 24 Monate vor Eintritt der Berufsunfä-
higkeit Beiträge geleistet haben.

(4) Die Rentenzahlung beginnt mit dem Monat, der der 
Einstellung der berufl ichen Tätigkeit folgt, wenn der An-
trag auf Berufsunfähigkeitsrente innerhalb von sechs 
Monaten nach Erfüllung der Voraussetzungen gestellt 
wurde, andernfalls mit Beginn des Monats der Antrag-
stellung. Der Antrag auf Berufsunfähigkeitsrente kann 
nicht mehr berücksichtigt werden, wenn die medizini-
schen Voraussetzungen nach den Abs. 1 oder 2 zwischen-
zeitlich entfallen sind.

(5) Die Berufsunfähigkeit wird durch zwei voneinander 
unabhängige fachärztliche bzw. psychotherapeutische 
Gutachter fest gestellt. Mitglied und Versorgungswerk 
bestimmen je einen Gutachter. Das Versorgungswerk 
kann von der Bestimmung eines Gutachters absehen. Bei 
im Ergebnis abweichender Beurteilung wird die Präsi-
dentin oder der Präsident der Psychotherapeutenkam-
mer, der das Mitglied angehört, gebeten, einen Obergut-
achter zu benennen, dessen Gutachten für beide Teile 
bindend ist. Das Versorgungswerk trägt die Kosten für 
das von ihm bestellte Gutachten und das Obergutachten.

(6) Das Versorgungswerk kann Nachuntersuchungen an-
ordnen. Es kann den Gutachter dafür bestimmen. Die Kos-
ten der Nachuntersuchung trägt das Versorgungswerk.

(7) Bei Überschreiten der Altersgrenze tritt anstelle ei-
ner Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente in gleicher 
Höhe.

(8) Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente endet 

1.  mit dem Ablauf des Monats, in dem die Vorausset-
zungen der Abs. 1 oder 2 nicht mehr erfüllt sind, oder

2.  mit dem Tode des Leistungsberechtigten. 

Im Falle der Nr. 1 ist das Mitglied verpfl ichtet, mit Be-
ginn des folgenden Monats wieder Beiträge zu leisten, 
wenn die Mitgliedschaft zum Versorgungswerk fortbe-
steht.

(9) Die Berufsunfähigkeitsrente wird jeweils zu Beginn 
eines Monats gezahlt. Die Zahlung beginnt mit dem Ers-
ten des Monats, der auf das Entstehen des Anspruchs 
folgt und endet mit dem Monat, in dem dieser entfällt.

(10) Wenn das Mitglied sich einer angeordneten Nach-
untersuchung nicht unterzieht, kann die Rentenzahlung 
eingestellt werden.

§ 17
Höhe der Alters- und Berufsunfähigkeitsrente

(1) Der Jahresbetrag der durch Beitragszahlungen in ei-
nem Kalenderjahr erworbenen Rentenanwartschaft er-
gibt sich, indem die Summe der in diesem Kalenderjahr 
erworbenen monatlichen Beitragsquotienten nach Abs. 6 
mit dem altersabhängigen Faktor nach Abs. 4 verrentet 
und mit dem Rentensteigerungsbetrag nach Abs. 5 mul-
tipliziert wird. Als jeweiliges Alter gilt die Differenz 
zwischen dem jeweiligen Kalenderjahr der Zahlung und 
dem Geburtsjahr. Die Summe der Jahresbeträge bis zum 
Berechnungszeitpunkt ergibt die beitragsgerechte An-
wartschaft auf Altersrente. Beginnend ab dem 1. 1. 2009 
wird ein Demographiefaktor eingeführt. Er liegt für den 
Geburtsjahrgang 1944 bei 100 % der Anwartschaft auf 
Altersrente und verringert sich für jeden nachfolgenden 
Jahrgang um 0,25 Prozentpunkte pro Jahrgang.

(2) Der Jahresbetrag der Anwartschaft auf Altersrente 
errechnet sich aus der Multiplikation des geburtsjahr-
gangsabhängigen Demographiefaktors mit der Summe

1.  der bis zum Berechnungsstichtag nach Abs. 1 erwor-
benen beitragsgerechten Anwartschaften, 

2.  der zuzurechnenden Anwartschaften, die bei Weite-
rerwerb des persönlichen monatlichen Zurechnungs-
quotienten gem. Abs. 7 vom Berechnungsstichtag bis 
zur Vollendung der jeweiligen Regelaltersgrenze nach 
§ 15 Abs. 1 nach Abs. 1 erworben würden (Zurech-
nungszeit), 

3.  der zugeteilten Anwartschaften für die Monate, für 
die eine Berufsunfähigkeitsrente festgestellt wurde, 

sofern nach der Berufsunfähigkeit erneut eine Bei-
tragspfl icht entstanden ist, wenn für diese Monate der 
persönliche monatliche Zurechnungsquotient erwor-
ben worden wäre, sowie 

4.  der beitragsgerechten Rentenanwartschaft aus einer 
Nachversicherung gem. § 33 Abs. 4.

Die Berufsunfähigkeitsrente beträgt bei Eintritt der Be-
rufsunfähigkeit bis zum vollendeten Lebensalter gemäß 
nachstehender Tabelle 85% der Anwartschaft auf Al-
tersrente. Bei Eintritt der Berufsunfähigkeit nach dem 
vollendeten Lebensalter gemäß nachstehender Tabelle 
erhöht sich dieser Prozentsatz um 0,25 Prozentpunkte 
für jeden Monat zwischen dem Monat der Vollendung 
des Lebensalters gemäß nachstehender Tabelle und dem 
Monat des Eintritts der Berufsunfähigkeit.

Jahrgang
Rentenbeginnalter

Jahr Monat

bis 1946 60 0

1947 60 1

1948 60 2

1949 60 3

1950 60 4

1951 60 5

1952 60 6

1953 60 7

1954 60 8

1955 60 9

1956 60 10

1957 60 11

1958 61 0

1959 61 2

1960 61 4

1961 61 6

1962 61 8

1963 61 10

1964 62 0

(3) Der Jahresbetrag einer nach § 15 Abs. 2 vorgezoge-
nen Altersrente ergibt sich aus der Summe der nach 
Abs. 2 Nr. 1. 3 und 4 bis zum Vorziehungszeitpunkt er-
worbenen Rentenanwartschaften, vermindert um den 
Abschlag nach § 15 Abs. 2. Der Jahresbetrag der An-
wartschaft auf Altersrente zum nach § 15 Abs. 3 späte-
ren Zeitpunkt ergibt sich aus der Summe der nach Abs. 2 
Nr. 1, 3 und 4 erworbenen Rentenanwartschaften, erhöht 
um die Erhöhungsbeträge nach § 15 Abs. 3.

(4) Die altersabhängigen Faktoren ergeben sich aus 
nachfolgender Tabelle:

Alter* Rx Rx Zurechnung

25 1,899 41,490

26 1,835 39,591

27 1,772 37,756

28 1,713 35,984

29 1,651 34,271

30 1,594 32,620

31 1,538 31,026

32 1,484 29,488

33 1,434 28,004

34 1,385 26,570
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Alter* Rx Rx Zurechnung

35 1,339 25,185

36 1,293 23,846

37 1,248 22,553

38 1,205 21,305

39 1,163 20,100

40 1,122 18,937

41 1,084 17,815

42 1,047 16,731

43 1,011 15,684

44 0,978 14,673

45 0,945 13,695

46 0,913 12,750

47 0,883 11,837

48 0,852 10,954

49 0,822 10,102

50 0,792 9,280

51 0,762 8,488

52 0,733 7,726

53 0,705 6,993

54 0,677 6,288

55 0,651 5,611

56 0,626 4,960

57 0,602 4,334

58 0,580 3,732

59 0,561 3,152

60 0,545 2,591

61 0,529 2,046

62 0,516 1,517

63 0,505 1,001

64 0,496 0,496

65 0,490

66 0,488

67 0,486

* Kalenderjahr der Zahlung ./. Geburtsjahr

(5) Der Rentensteigerungsbetrag für Rentenfälle in den 
Geschäftsjahren 2004 und 2005 beträgt jeweils € 100. 
Der Rentensteigerungsbetrag für Rentenfälle nach dem 
31. 12. 2005 wird jährlich aufgrund des Jahresabschlusses 
und des versicherungsmathematischen Gutachtens des 
vorletzten Geschäftsjahres von der Vertreterversamm-
lung auf Vorschlag des Verwaltungsrates festgesetzt. Der 
Beschluss ist nach Genehmigung durch die Versiche-
rungsaufsichtsbehörde bekannt zu geben.

(6) Die Summe der durch Beitragszahlungen erworbe-
nen monatlichen Beitragsquotienten gem. Absatz 1 er-
gibt sich, indem für jeden Monat, in dem eine Mitglied-
schaft bestand, der Quotient gebildet wird zwischen dem 
in diesem Monat gezahlten Beitrag und dem Höchstbei-
trag in der Deutschen Rentenversicherung im entspre-
chenden Monat, wobei die Berechnung bis auf vier Stel-
len nach dem Komma mit kaufmännischer Rundung 
erfolgt. Bestand nur für einen Teil des Monats Beitrags-
pfl icht, gilt dieser Monat als Beitragsmonat. Die Summe 
dieser durch Beitragszahlungen erworbenen monatlichen 
Beitragsquotienten geteilt durch die Anzahl der Monate 
der Mitgliedschaft ergibt den persönlichen monatlichen 
Beitragsquotienten.

(7) Der persönliche monatliche Zurechnungsquotient 
gem. Absatz 2 Nr. 2 und 3 wird wie folgt ermittelt: Die 
Summe der durch Beitragszahlungen erworbenen monat-
lichen Beitragsquotienten wird um die Beitragsquotienten 

vermindert, die nach § 18 Abs. 2 auf die für Zeiten der 
Kinderbetreuung außer Betracht bleibenden Kalendermo-
nate entfallen; die Summe der Monate, in der eine Mit-
gliedschaft bestand, wird ebenfalls um die nach § 18 
Abs. 2 außer Betracht bleibenden Kalendermonate ver-
mindert. Ferner werden die Monate, für die eine Berufs-
unfähigkeitsrente nach § 16 festgestellt wurde, wenn nach 
der Berufsunfähigkeit erneut eine Beitragspfl icht entstan-
den ist, abgezogen. Die verminderte Summe der durch 
Beitragszahlungen erworbenen monatlichen Beitragsquo-
tienten wird durch die verbliebene Anzahl der Monate, in 
denen eine Mitgliedschaft bestand, geteilt. Das Ergebnis 
dieser Division ist der persönliche monatliche Zurech-
nungsquotient; er wird bis auf vier Stellen nach dem 
Komma mit kaufmännischer Rundung ermittelt.

(8) Scheidet ein Mitglied aus dem Versorgungswerk aus 
und erfolgt keine Übertragung der Beiträge gemäß § 32, 
so behält das ehemalige Mitglied vorbehaltlich der nach-
folgenden Absätze einen Anspruch lediglich auf die bei-
tragsgerechte Rente nach § 17 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4. Eine 
Zurechnung entfällt.

(9) Ist ein ausgeschiedenes Mitglied mit Anwartschaft, 
das noch nicht in die Rente eingewiesen ist, bei Eintritt 
des Leistungsfalls (Berufsunfähigkeit oder Tod) beitrags-
pfl ichtiges Mitglied eines anderen auf Gesetz beruhenden 
Versorgungsträgers im Geltungsbereich der VO (EWG) 
Nr. 1408/71 bzw. VO (EWG) 883/2004 (außer Deutsche 
Rentenversicherung), wird statt der beitragsgerechten 
Rente eine höhere Rente gewährt, die sich anteilig aus 
einer theoretischen Rente ergibt. Voraussetzung ist, dass 
auch die anderen beteiligten Versorgungsträger im Zeit-
punkt des Versorgungsfalls ihre Versorgungsleistungen 
im Sinne dieses Absatzes berechnen. Der Anteil ergibt 
sich entsprechend dem Verhältnis der bisherigen Mit-
gliedschaft im Versorgungswerk zur gesamten, bis zum 
Leistungsfall zurückgelegten Versicherungszeit bei allen 
auf Gesetz beruhenden Versorgungsträgern im Geltungs-
bereich  der Verordnungen (EWG) 1408/71 bzw. 883/2004 
(außer Deutsche Rentenversicherung). Die Berechnung 
der theoretischen Rente erfolgt in der Weise, dass sowohl 
Versicherungszeiten vor Beginn der Mitgliedschaft als 
auch Zeiten vom Ausscheiden aus dem Versorgungswerk 
bis zum Berechnungszeitpunkt mit der im Durchschnitt 
monatlich erworbenen Anwartschaft belegt werden. Die 
im Durchschnitt erworbene Anwartschaft ergibt sich, in-
dem die erworbene beitraggerechte Rente durch die An-
zahl der Monate, in denen sie erworben wurde, geteilt 
wird. Für Zeiten ab dem Berechnungszeitpunkt kommt 
der persönliche monatliche Beitragsquotient nach Abs. 6 
für die satzungsgemäße Zurechnungszeit zum Ansatz.

(10) Hat ein Mitglied nach der Pfl ichtmitgliedschaft im 
Versorgungswerk seine Mitgliedschaft gem. § 11 Abs. 2 
weitergeführt, so werden seine während dieser fortge-
setzten Mitgliedschaft geleisteten Beiträge separat ver-
rentet, sofern auch die anderen beteiligten Versorgungs-
träger Rentenanwartschaften im Sinne der Abs. 9 und 11 
berechnen. Die Berechnung der theoretischen Rente er-
folgt ohne Einbeziehung dieser fortgesetzt geleisteten 
Beiträge. Für die Zeiten der fortgesetzten Mitgliedschaft 
wird aufgrund der in dieser Zeit geleisteten Beiträge eine 
zusätzliche Anwartschaft auf Altersrente nach den Be-
stimmungen der Absätze 1 – 3 ermittelt. Diese zusätzli-
che Anwartschaft wird im Versorgungsfall neben der an-
teiligen theoretischen Rente geleistet.

(11) Besitzt ein Mitglied des Versorgungswerkes auch 
bei anderen auf Gesetz beruhenden Versorgungsträgern 
im Geltungsbereich der VO (EWG) Nr. 1408/71 bzw. VO 
883/2004 (außer Deutsche Rentenversicherung) Anwart-
schaften für den Fall der Berufsunfähigkeit oder des To-
des, wird statt der satzungsgemäßen Rente eine theoreti-
sche Rente anteilig geleistet, wenn auch die anderen 
beteiligten Versorgungsträger im Zeitpunkt des Versor-
gungsfalls ihre Versorgungsleistungen im Sinne dieses 
Absatzes berechnen. Für die Berechnung der theoreti-
schen Rente wird die satzungsgemäße Rente ergänzt, in-
dem Zeiten vor Beginn der Mitgliedschaft mit der im 
Durchschnitt monatlich erworbenen Anwartschaft be-
legt werden. Der Anteil der theoretischen Rente ergibt 
sich entsprechend dem Verhältnis der Mitgliedschafts-
zeit im Versorgungswerk zur gesamten zurückgelegten 
Versicherungszeit.
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§ 18
Kinderbetreuungszeiten

(1) Kinderbetreuungszeiten werden berücksichtigt, wenn 
das Mitglied die Geburt seines Kindes anzeigt, diese 
durch Vorlage der Geburtsurkunde nachweist und es die 
Betreuung des Kindes übernimmt.

(2) Als Kinderbetreuungszeiten gelten:

a.  Zeiten, in denen ein gesetzliches Beschäftigungsver-
bot nach den § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des Gesetzes 
zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (MuSchuG) 
besteht, bestanden hat oder bestanden hätte, wenn 
die Betreffende unselbstständig tätig gewesen wäre;

b.  Zeiten, in denen das Mitglied bis längstens zum Ab-
lauf des dritten Jahres nach dem Tage der Geburt sei-
nes Kindes die Übernahme der Betreuung dieses Kin-
des geltend macht.

(3) Sind beide Elternteile des Kindes Mitglieder des Ver-
sorgungswerkes, so kann die Kinderbetreuungszeit von 
beiden Elternteilen in Anspruch genommen werden.

§ 19
Rehabilitationsmaßnahmen

(1) Einem Mitglied des Versorgungswerks, das mindes-
tens für drei Monate Beiträge geleistet hat oder Be-
rufsunfähigkeitsrente bezieht, kann auf Antrag ein 
einmaliger oder wiederholter Zuschuss zu den Kosten 
notwendiger, besonders aufwendiger medizinischer 
Rehabilitationsmaßnahmen gewährt werden, wenn seine 
Berufsfähigkeit infolge Krankheit oder eines körperli-
chen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperli-
chen oder geistigen Kräfte oder Sucht gefährdet, gemin-
dert oder ausgeschlossen ist und sie durch diese Rehabi-
litationsmaßnahmen voraussichtlich erhalten, wesentlich 
gebessert oder wiederhergestellt werden kann. Der Zu-
schuss ist rechtzeitig vor Einleitung der Maßnahme 
schriftlich zu beantragen.

(2) Die Notwendigkeit der Rehabilitationsmaßnahme 
und ihre Erfolgsaussicht sind vom Mitglied durch ärztli-
ches Gutachten nachzuweisen. Das Versorgungswerk 
kann eine zusätzliche Begutachtung verlangen. Es kann 
die Kostenbeteiligung an Aufl agen über Beginn, Dauer, 
Ort und Art der Durchführung der Maßnahmen knüpfen. 
Es kann Nachuntersuchungen anordnen und hierfür den 
Gutachter bestimmen. Die Kosten der Untersuchungen 
und Begutachtungen mit Ausnahme der Kosten einer 
vom Versorgungswerk veranlassten Untersuchung und 
Begutachtung trägt das Mitglied. Der Verwaltungsrat 
kann ausnahmsweise, insbesondere zur Vermeidung von 
Härten, beschließen, dass auch diese Kosten ganz oder 
teilweise vom Versorgungswerk übernommen werden.

(3) Die notwendigen Kosten der Rehabilitationsmaßnah-
men sind vom Mitglied nach Grund und Höhe nachzu-
weisen oder unter Beifügung von Belegen voraus zu 
schätzen. Sie bleiben insoweit außer Betracht, als gesetz-
liche, satzungsmäßige oder vertragliche Erstattungs-
pfl icht einer anderen Stelle besteht. Über die Höhe der 
Kostenbeteiligung entscheidet das Versorgungswerk 
nach eigenem Ermessen unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles.

§ 20
Hinterbliebenenrente

(1) Hinterbliebenenrenten sind 

1.  Witwenrente,

2.  Witwerrente,

3.   Vollwaisenrente,

4.  Halbwaisenrente.

(2) Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn das 
Mitglied zum Zeitpunkt des Todes mindestens für einen 
Monat, im Falle des § 42 Abs. 2 mindestens für 24 Mo-
nate Beiträge geleistet hatte.

§ 21
Witwen- und Witwerrente

(1) Nach dem Tode des Mitgliedes erhält die Witwe eine 
Witwenrente und der Witwer eine Witwerrente.

(2) Wurde die Ehe nach Eintritt der Berufsunfähigkeit 
oder nach der Vollendung des 60. Lebensjahres des Mit-
gliedes geschlossen und bestand sie nicht mindestens 
vier Jahre, so besteht kein Anspruch auf Rente. Darüber 
hinaus besteht Anspruch auf Witwen- bzw. Witwerrente, 
so aus der Ehe mindestens ein waisenrentenberechtigtes 
Kind hervorgegangen ist.

§ 22
Waisenrente

(1) Waisenrente erhalten nach dem Tode des Mitgliedes 
seine Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. 
Über diesen Zeitpunkt hinaus wird die Waisenrente 
längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres für 
dasjenige Kind gewährt, das sich in Schul- oder Berufs-
ausbildung befi ndet oder das bei Vollendung des 18. Le-
bensjahres infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, so lange die-
ser Zustand andauert.

(2) Wird die Schul- oder Berufsausbildung durch Ab-
leistung des Pfl ichtwehrdienstes, des zivilen Ersatzdiens-
tes oder des Pfl ichtdienstes im zivilen Bevölkerungs-
schutz oder eines gleichstehenden Dienstes verzögert, so 
wird die Waisenrente für einen der Zeit dieses Pfl icht-
dienstes entsprechenden Zeitraum über das 27. Lebens-
jahr hinaus gewährt, soweit der Pfl ichtdienst vor Vollen-
dung des 27. Lebensjahres geleistet worden ist.

(3) Der Anspruch auf Waisenrente wegen Berufsausbil-
dung gemäß Absätzen 1 und 2 erlischt vor Vollendung 
des 27. Lebensjahres, sobald die Ausbildung für einen 
anerkannten Beruf abgeschlossen ist oder feststeht, dass 
sie nicht mehr abgeschlossen werden kann. Die Auf-
nahme einer weiteren oder anderen Ausbildung, bei der 
es sich nach der Verkehrsanschauung nicht um eine auf 
der vorausgegangenen begonnenen oder beendeten Aus-
bildung aufbauenden Vorbereitung für die nächst höhere 
Stufe ein- und desselben anerkannten Ausbildungsberu-
fes handelt (Zweitausbildung), lässt den Anspruch auf 
Waisenrente nicht erneut entstehen. Der einmalige 
Wechsel des Ausbildungsberufes ist unschädlich, wenn 
dieser Wechsel bis zum Ablauf des zweiten Ausbildungs-
jahres vollzogen wird oder aufgrund von Umständen un-
abweisbar ist, die der Auszubildende nicht zu vertreten 
hat. Unterbrechungen bis zu drei Monaten lassen den 
Anspruch auf Waisenrente nicht entfallen.

(4) Waisenrente nach Absatz 1 erhalten:

1.  eheliche Kinder,

2.  die von einem Mitglied geborenen Kinder,

3.  die von einem Mitglied als Kind angenommenen Kin-
der, sofern die Annahme vor Vollendung des 55. Le-
bensjahres des Mitgliedes erfolgte,

4.  Kinder eines männlichen Mitgliedes in den nicht von 
Nr.1 erfassten Fällen, sofern dessen Unterhaltspfl icht 
anerkannt oder rechtskräftig festgestellt worden ist.

§ 23
Höhe und Dauer der Hinterbliebenenrente

(1) Die Witwen- und Witwerrente beträgt 60 vom Hun-
dert des Rentenanspruchs oder der Anwartschaft auf Be-
rufsunfähigkeitsrente, die das Mitglied im Zeitpunkt sei-
nes Todes erreicht hat.

(2) Die Witwen- und Witwerrenten fallen mit dem Ab-
lauf des Monats weg, in dem der Leistungsberechtigte 
wieder heiratet.

(3) Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen 10 vom 
Hundert, bei Vollwaisen 20 vom Hundert des Rentenan-
spruchs oder der Anwartschaft auf Berufsunfähigkeits-
rente, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes er-
reicht hat.

(4) Die Hinterbliebenenrenten werden auch gewährt, 
wenn das Mitglied für tot erklärt wird.

(5) Die Hinterbliebenenrenten werden erstmalig für den 
auf den Sterbetag des Mitgliedes folgenden Kalendermo-
nat gewährt. Sie enden mit dem Monat des Fortfalls der 
Leistungsberechtigung. § 22 Abs. 2 bleibt unberührt.

(6) Die Summe der Hinterbliebenenrenten darf 100 % 
der Alters- oder Berufsunfähigkeitsrente nicht überstei-
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gen; hiervon können nach § 21 Abs. 1 nicht mehr als 60% 
beansprucht werden. Gegebenenfalls sind die einzelnen 
Renten im gleichen Verhältnis zu kürzen.

§ 24
Versorgungsausgleich

(gültig für Versorgungsausgleichsverfahren bis 31. 8. 2009)

(1) Werden Ehepartner geschieden, die beide Mitglieder 
des Versorgungswerkes sind oder waren, fi ndet Realteilung 
nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung von Härten im 
Versorgungsausgleich vom 21.2.1983 (BGBI. I S. 105) statt, 
indem zu Lasten des Anrechts des ausgleichspfl ichtigen 
Ehepartners für den ausgleichsberechtigten Ehepartner ein 
Anrecht begründet oder verstärkt wird.

(2) Erfolgt der Versorgungsausgleich nach § 1 Abs. 3 des 
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsaus-
gleich (Quasi-Splitting), wird nach Rechtskraft der Ent-
scheidung des Familiengerichts das Anrecht des Mitglie-
des entsprechend gekürzt.

(3) Aufgrund einer mit Zustimmung des Versorgungs-
werkes getroffenen und vom Familiengericht genehmig-
ten Vereinbarung kann für ein ausgleichsberechtigtes 
Mitglied der Versorgungsausgleich durch Leistung von 
Beiträgen erfolgen.

(4) Das ausgleichspfl ichtige Mitglied kann seine aufgrund 
des Versorgungsausgleiches gekürzte Rentenanwartschaft 
durch zusätzliche Zahlungen wieder ergänzen.

(5) Der Verwaltungsrat kann Richtlinien zur Durchfüh-
rung des Versorgungsausgleiches erlassen.

§ 24
Versorgungsausgleich
(gültig ab 1. 9. 2009)

(1) Ist ein Mitglied oder ein anwartschaftsberechtigtes 
ausgeschiedenes Mitglied an einem Versorgungsaus-
gleichsverfahren beteiligt, fi ndet im Versorgungswerk 
eine interne Teilung nach dem Versorgungsausgleichsge-
setz (VersAusglG) statt. Ist nur ein Eheteil Mitglied des 
Versorgungswerkes, wird der andere Eheteil allein durch 
die interne Teilung und Anwartschaftsberechtigung 
nicht Mitglied des Versorgungswerkes. Er ist insbeson-
dere nicht zur Leistung von Beiträgen berechtigt.

(2) Nach der rechtskräftigen Entscheidung des Famili-
engerichts hat das Versorgungswerk nach dem Versor-
gungsausgleichsgesetz die Teilung zu vollziehen. Hierfür 
werden gem. § 17 Abs. 1 die auf die Ehezeit entfallenden 
aus Beitragszahlungen erworbenen Beitragsquotienten 
des Mitgliedes mit den jeweiligen altersabhängigen Mul-
tiplikatoren gem. § 17 Abs. 4 und dem geburtsjahrgangs-
abhängigen Demographiefaktor des Mitglieds multipli-
ziert. Die Hälfte der sich hieraus ergebenden auf die 
Ehezeit entfallenden und mit den altersabhängigen Mul-
tiplikatoren und dem Demographiefaktor berechneten 
Beitragsquotienten werden dem ausgleichsverpfl ichteten 
Eheteil (Mitglied) gekürzt und dem ausgleichsberechtig-
ten Eheteil zugeteilt. Nach vollzogener Teilung werden 
die dem ausgleichsberechtigten Eheteil zugeteilten und 
mit den altersabhängigen Multiplikatoren und dem De-
mographiefaktor berechneten Beitragsquotienten mit 
dem jeweils gültigen Rentensteigerungsbetrag (§ 17 
Abs. 5) multipliziert. Sind beide Eheteile Mitglieder oder 
anwartschaftsberechtigte ausgeschiedene Mitglieder des 
Versorgungswerkes und sind derer beider Anrechte in-
tern geteilt, fi ndet eine Verrechnung statt.

(3) Die Kürzung der Rentenanwartschaft kann ganz oder 
teilweise durch Zahlung eines Kapitalbetrages in einer 
Summe oder in Teilbeträgen abgewendet werden (Wie-
derauffüllung).Der vom Mitglied in einer Summe oder in 
Teilbeträgen gezahlte Kapitalbetrag wird dem Kalender-
jahr zugeordnet, in dem der Eingang der Zahlung er-
folgt. Der Jahresbetrag der durch Wiederauffüllung er-
worbenen beitragsgerechten Rentenanwartschaft ergibt 
sich, indem der Quotient aus dem gezahlten Kapitalbe-
trag zu dem Höchstbeitrag der Deutschen Rentenversi-
cherung des Monats, in dem die Zahlung erfolgt, gebildet 
wird, multipliziert mit dem Faktor der Tabelle in § 17 
Abs. 4, der dem erreichten Alter im Kalenderjahr des 
Eingangs der Zahlung entspricht. Die Jahresanwart-
schaft bzw. bei Teilzahlungen die Summe der Jahresan-
wartschaften dürfen die Hälfte der beitragsgerechten 

Rentenanwartschaft im Sinne von § 17 Abs. 1 zum Ende 
der Ehezeit nicht übersteigen. Für die gezahlten Teilbe-
träge gilt die Höchstgrenze des § 30 Abs. 1 sinngemäß.

(4) Bei der internen Teilung ist der Anspruch des aus-
gleichsberechtigten Eheteils, das kein Mitglied des Ver-
sorgungswerkes ist, auf die Altersrente nach § 15 Abs. 1 
und 2 beschränkt. Der Anspruch erhöht sich hierfür ge-
mäß nachstehender Tabelle. 

Alter des ausgleichs-
berechtigten Eheteils 
zum Ende der Ehezeit

Zuschlag in %

bis 40 11 %

41-50 9 %

51-60 5 %

61-70 2 %

ab 71 0,00 %

(5) Nach Auskunftsverlangen des Familiengerichts darf 
bis zum Vollzug der Teilung keine Überleitung durchge-
führt werden.

(6) Erfolgte der Versorgungsausgleich nach dem Gesetz 
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
(VAHRG), gilt § 24 in der bis zum 31. 8. 2009 geltenden 
Fassung.

§ 25
Abtretung, Verpfändung, Pfändung

Ansprüche auf Leistungen können weder abgetreten 
noch verpfändet werden. Für die Pfändung gilt § 54 des 
Ersten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB I) entspre-
chend.

§ 26
Kapitalabfi ndung

Witwen oder Witwer, die Anspruch auf Hinterbliebenen-
rente (§ 21) haben und wieder heiraten, erhalten auf An-
trag folgende Kapitalabfi ndung:

1.  bei Wiederverheiratung vor Vollendung des 35. Le-
bensjahres das Sechzigfache ihrer zuletzt bezogenen 
Monatsrente, 

2.  bei Wiederverheiratung bis zum vollendeten 45. Le-
bensjahr das Achtundvierzigfache ihrer zuletzt bezo-
genen Monatsrente, 

3.  bei Wiederverheiratung nach Vollendung des 45. Le-
bensjahres das Sechsunddreißigfache ihrer zuletzt 
bezogenen Monatsrente. 

Mit der Zahlung der Kapitalabfi ndung erlischt der An-
spruch auf Hinterbliebenenrente. Der Antrag auf Kapital-
abfi ndung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach Eheschließung gestellt werden und 
wirkt auf den Tag der Eheschließung zurück; die seitdem 
gezahlte Rente ist auf die Abfi ndung anzurechnen.

§ 27
Leistungsausschluss

(1) Wer sich vorsätzlich berufsunfähig macht, hat keinen 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente.

(2) Hinterbliebene haben keinen Anspruch auf Rente, 
wenn sie den Tod des Mitgliedes vorsätzlich herbeige-
führt haben.

IV.
Beiträge

§ 28
Beiträge

(1) Der monatliche Regelpfl ichtbeitrag entspricht 5/10 
des jeweils geltenden Höchstbeitrags in der Deutschen 
Rentenversicherung.

(2) Wird ein angestelltes Mitglied nach Beendigung des 
Anstellungsverhältnisses selbständig tätig, so hat es den 
Regelpfl ichtbeitrag gemäß Absatz 1 zu entrichten. Die Be-
endigung des Angestelltenverhältnisses ist nachzuweisen.
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(3) Für Mitglieder, bei denen die Einkünfte aus selbstän-
diger Tätigkeit oder die Summe der Einkünfte nach § 18 
und § 19 EStG die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erreicht, tritt 
auf Antrag für die Bestimmung eines persönlichen Pfl icht-
beitrages an die Stelle der Hälfte der Beitragsbemessungs-
grenze die genannten Einkünfte bzw. die Summe der Ein-
künfte aus §§ 18,19 EStG, wobei die Einkünfte aus § 18 
EStG vorrangig vor den Einkünften aus § 19 EStG zur 
Beitragsfestsetzung herangezogen werden. Der persönli-
che Pfl ichtbeitrag wird dann durch Anwendung des aktu-
ellen Beitragssatzes der gesetzlichen Rentenversicherung 
auf die genannten Einkünfte bzw. Summe der Einkünfte 
ermittelt. Nicht zu den Einkünften nach Satz 1 gehören 
Einkünfte nach § 18 Abs. 3 EStG.

(4) Unabhängig von Abs. 3 ist als Beitrag mindestens 
1/10 des Höchstbeitrages zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung zu entrichten (Mindestbeitrag). Hiervon abwei-
chend können auf Antrag

1.  Mitglieder während der ersten 3 Jahre einer aus-
schließlich selbstständigen Tätigkeit für diesen Zeit-
raum von der Verpfl ichtung zur Beitragszahlung auf 
die Hälfte des Mindestbeitrages befreit werden. Der 
Antrag ist innerhalb von 6 Monaten nach Aufnahme 
der selbstständigen Tätigkeit zu stellen. Eine Beitrags-
ermäßigung auf den vollen Mindestbeitrag nach Satz 1 
ist nach Ablauf der 3 Jahre für weitere 2 Jahre mög-
lich. Der Antrag ist vor Ablauf der 3 Jahre zu stellen.

2.  Mitglieder, die während der Kinderbetreuungszeit i. 
S. v. § 18 Abs. 2 nicht erwerbstätig sind und keine 
Einkünfte erzielen, für diesen Zeitraum von der Ver-
pfl ichtung zur Beitragszahlung vollständig oder teil-
weise befreit werden. Der Antrag ist innerhalb der 
Kinderbetreuungszeit zu stellen. Beiträge für Kinder-
betreuungszeiten müssen während der Kinderbetreu-
ungszeit geleistet werden.

(5) Für die Berechnung des Beitrages und den Nachweis 
des Einkommens gilt:

1.  Maßgebend für die Berechnung des Beitrages nach 
Absatz 2 ist bei selbständig Tätigen das Einkommen 
des vorletzten Kalenderjahres und bei abhängig Be-
schäftigten der jeweilige Beitragszeitraum.

2.  Für selbständig Tätige gilt dies mit der Maßgabe, dass 
der Beitragsberechnung für das Kalenderjahr, in dem 
das Mitglied erstmals selbständig tätig wird, sowie 
für die folgenden zwei Kalenderjahre das Einkommen 
des ersten Jahres zugrunde gelegt und hiernach der 
Beitrag vorläufi g festgesetzt wird; das Arbeitsein-
kommen ist glaubhaft zu machen. Endgültig festge-
setzt werden die Beiträge für das erste Kalenderjahr 
und die beiden Folgejahre aufgrund des Einkommen-
steuerbescheides für das erste Kalenderjahr; der 
Bescheid ist unverzüglich vorzulegen. Wurde die selb-
ständige Tätigkeit nur in einem Teil des Jahres aus-
geübt, so ist das Arbeitseinkommen aus diesem Zeit-
abschnitt auf ein volles Kalenderjahr hochzurechnen.

3.  Sinkt bei selbständig tätigen Mitgliedern im Laufe des 
Kalenderjahres das Arbeitseinkommen erheblich gegen-
über dem des vorletzten Kalenderjahres ab, so ist auf 
Antrag des Mitgliedes der Beitrag vorläufi g nach dem 
Arbeitseinkommen des laufenden Kalenderjahres fest-
zusetzen; das Arbeitseinkommen ist glaubhaft zu ma-
chen. Der Beitrag ist endgültig festzusetzen nach Vor-
lage des Einkommensteuerbescheides, höchstens jedoch 
nach dem Einkommen des vorletzten Kalenderjahres.

(6) Der Einkommensnachweis wird erbracht:

1.  durch Vorlage des Einkommensteuerbescheides des 
vorletzten Kalenderjahres;

2.  sofern noch kein Einkommensteuerbescheid vorliegt, 
durch Vorlage einer Bescheinigung eines Angehörigen 
der steuerberatenden Berufe oder 

3.  bei erstmaliger Aufnahme der selbständigen Tätigkeit 
durch Vorlage des Einkommensteuerbescheid des 
Vorjahres sowie durch Vorlage der kassenärztlichen 
Zulassung, oder

4.  durch sonstigen geeigneten Nachweis.

(7) Bezieher von Krankengeld sind beitragspfl ichtig. 
Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend.

(8) Mitglieder, die Pfl ichtmitglieder in der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind und die nicht von der Beitrags-
pfl icht im Versorgungswerk befreit wurden, leisten einen 
Beitrag in Höhe von mindestens 1/10 des Höchstbeitra-
ges zur gesetzlichen Rentenversicherung.

§ 29
Besondere Beiträge

Gestrichen

§ 30
Zusätzliche freiwillige Beiträge

(1) Es können zusätzliche freiwillige Beiträge entrichtet 
werden, sofern keine Pfl ichtbeiträge rückständig sind; 
§ 31 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Zusätzliche freiwil-
lige Beiträge dürfen jedoch zusammen mit den Pfl icht-
beiträgen 150 vom Hundert des Höchstbeitrages zur 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht überschreiten; 
Pfl ichtbeiträge für Vorjahre bleiben unberücksichtigt.

(2) Zusätzliche freiwillige Beiträge können auf Antrag 
nur innerhalb des laufenden Geschäftsjahres für Zeiten 
ab Antragstellung berücksichtigt werden. Sie sind nach 
Schluss des Geschäftsjahres, in dem sie entrichtet werden, 
auf später fällige Pfl ichtbeiträge nicht verrechenbar.

§ 31
Beitragsverfahren

(1) Die Beiträge sind Monatsbeiträge. Die Beiträge sind 
bis zum 10. Tag eines jeden Folgemonats zu entrichten. 
Die Beitragspfl icht beginnt mit dem Tag der Erlangung 
der Mitgliedschaft.

(2) Die Höhe der zusätzlichen Beiträge kann auf Antrag 
angepasst werden.

(3) Bei Mitgliedern, die nach § 11 Abs. 1 aus dem Ver-
sorgungswerk ausscheiden, endet die Beitragspfl icht mit 
dem Tage des Ausscheidens.

(4) Beitragsrückstände werden gemäß § 366 Abs. 2 BGB 
getilgt. Das Bestimmungsrecht des Schuldners entfällt. 
Besteht am Ende des Geschäftsjahres ein Beitragsrück-
stand, so ist ein im Laufe des Geschäftsjahres entrichteter 
freiwilliger Beitrag auf diesen Rückstand zu verrechnen.

(5) Nach Eintritt des Rentenfalles können Beiträge nicht 
mehr geleistet werden. Dies gilt nicht für rückständige 
Pfl ichtbeiträge, die von Dritten gemäß § 29 entrichtet 
werden; § 33 Abs. 3 und 4 bleiben unberührt. Als Eintritt 
des Rentenfalles bei einer Berufsunfähigkeitsrente gilt 
der Zeitpunkt, der als Beginn der medizinischen Beein-
trächtigungen iSd § 16 Abs. 1 und 2, die eine Berufsun-
fähigkeit begründen, vom Gutachter festgestellt wird.

(6) Auf Beiträge, die am Ende eines Kalendermonats im 
Rückstand sind, ist jeweils ein Säumniszuschlag in Höhe 
von monatlich 1 v. H. der rückständigen Beiträge zu erhe-
ben. Das Mitglied hat die durch die Einziehung der Bei-
träge entstandenen Kosten zu tragen. Säumniszuschlag 
und Kosten werden entsprechend § 367 Abs. 1 BGB ge-
tilgt. Das Bestimmungsrecht des Schuldners entfällt.

(7) Beiträge und Nebenforderungen, mit denen ein Mit-
glied sich in Verzug befi ndet, werden aufgrund eines 
Beitragsbescheides, der den Rückstand beziffert, beige-
trieben, die Beiträge jedoch nur bis zum Eintritt des 
Rentenfalles. Soweit die rückständigen Beiträge nicht 
beitreibbar sind, hat das Mitglied nur Anspruch auf 
Leistungen, die seinem durchschnittlichen Beitragsquo-
tienten (§ 17 Abs. 6) entsprechen.

(8) Das Versorgungswerk kann zur Tilgung von Beitrags-
rückständen Absprachen treffen. In besonderen Härtefäl-
len können Beitragsrückstände und auf Antrag Säumnis-
zuschläge ganz oder teilweise niedergeschlagen werden. 
Der Verwaltungsrat kann dazu Richtlinien beschließen.

(9) Jede Änderung eines endgültig festgesetzten Beitra-
ges wirkt nach Vorlage der erforderlichen Nachweise ab 
Änderung der Einkommensverhältnisse, wenn sie inner-
halb von 3 Monaten beantragt wird, ansonsten vom Ein-
gang des Antrages ab für die Zukunft.

(10) Beiträge sind bargeldlos durch Lastschriftverfahren 
zu entrichten. Jedes Mitglied ist zur Angabe einer Kon-
toverbindung verpfl ichtet.
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§ 32
Erstattung und Überleitung der Beiträge

(1) Endet eine Mitgliedschaft vor Ablauf der Wartezeit, 
sind 90 vom Hundert der bisher geleisteten Beiträge zu 
erstatten. Den Hinterbliebenen von Mitgliedern im Sinne 
von §§ 20 bis 22, die vor Ablauf der Wartezeit verster-
ben, werden auf Antrag 90 vom Hundert der bisher ent-
richteten Beiträge erstattet. Die Beitragserstattung ist 
ausgeschlossen für die Fälle des § 11 Abs. 2 und solange 
ein Ehescheidungsverfahren anhängig oder ein Versor-
gungsausgleich bereits durchgeführt worden ist. Soweit 
Beitragsrückstände bestehen, ist das Versorgungswerk 
zur Verrechnung oder Nachforderung berechtigt.

(2) Endet die Mitgliedschaft durch Verlegung der be-
rufl ichen Niederlassung an einen Ort außerhalb des 
Bereichs der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen, werden die bisher beim Versorgungswerk 
entrichteten Beiträge auf Antrag ganz oder teilweise an 
die Versorgungseinrichtung des neuen Kammerbereiches 
im Rahmen eines Überleitungsabkommens übertragen. 
Der Antrag auf Übertragung muss innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Beendigung der 
Mitgliedschaft nach Satz 1 gestellt werden.

(3) Während eines rechtshängigen Ehescheidungsverfah-
rens ruht abweichend von Abs. 1 und 2 die Erstattungs-
verpfl ichtung oder die Übertragungsverpfl ichtung bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung über den Versorgungsaus-
gleich.

(4) Eine Verzinsung der zu erstattenden oder zu übertra-
genden Beiträge fi ndet nicht statt.

V.
Nachversicherung

§ 33
Nachversicherung

(1) Wird Antrag auf Durchführung der Nachversiche-
rung gemäß § 186 SGB VI gestellt, wird die Nachversi-
cherung entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen 
durchgeführt.

(2) Mitglieder, deren Mitgliedschaft beim Versorgungs-
werk beim Ausscheiden aus der für die Nachversiche-
rung maßgebenden Beschäftigung kraft Gesetzes be-
gründet war oder innerhalb eines Jahres nach dem Aus-
scheiden aus der für die Nachversicherung maßgebenden 
Beschäftigung begründet wird, können nachversichert 
werden.

(3) Der Antrag auf Durchführung der Nachversicherung 
ist innerhalb von 12 Monaten nach dem Eintritt der Vor-
aussetzungen für die Nachversicherung zu stellen. Ist der 
Nachzuversichernde verstorben, so steht das Antrags-
recht der Witwe bzw. dem Witwer zu. Ist eine Witwe 
bzw. ein Witwer nicht vorhanden, so können alle Waisen 
gemeinsam und, wenn auch keine Waisen vorhanden 
sind, jeder frühere Ehegatte den Antrag stellen.

(4) Das Versorgungswerk nimmt die Nachversicherungs-
beiträge inklusive der Dynamikbeträge nach § 181 Abs. 4 
SGB VI als eine Summe entgegen. Sie werden dem Ka-
lenderjahr zugeordnet, in dem der Eingang der Nachver-
sicherungsbeiträge erfolgt. Der Jahresbetrag der bei-
tragsgerechten Rentenanwartschaft aus der Nachversi-
cherung ergibt sich, indem der Quotient aus den Nach-
versicherungsbeiträgen inklusive der Dynamikbeträge 
zu dem Höchstbeitrag der Deutschen Rentenversiche-
rung des Monats, in dem die Zahlung erfolgte, gebildet 
wird, multipliziert mit dem Rentensteigerungsbetrag 
nach § 17 Abs. 5 und dem Faktor der Tabelle in § 17 
Abs. 4, der dem erreichten Alter im Kalenderjahr des 
Eingangs des Nachversicherungsbeitrages entspricht.

VI.
Verwendung der Mittel und Rechnungslegung

§ 34
Verwendung der Mittel, Vermögensanlage

(1) Die Mittel des Versorgungswerks dürfen nur für 
satzungsgemäße Leistungen, notwendige Verwaltungs-
kosten und sonstige zur Erfüllung der Aufgaben des Ver-
sorgungswerks erforderliche Aufwendungen sowie zur 
Bildung erforderlicher Rücklagen und Rückstellungen 

verwendet werden. Die Mittel des Versorgungswerkes 
sind getrennt und gesondert von den Mitteln der Psycho-
therapeutenkammer zu verwalten.

(2) Das gebundene Vermögen des Versorgungswerks ist, 
soweit es nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben be-
reitzuhalten ist, entsprechend den Bestimmungen des Ge-
setzes für die Beaufsichtigung der Versicherungsunter-
nehmen und der Versorgungswerke der Freien Berufe im 
Land Nordrhein-Westfalen vom 20. 4. 1999 sowie der dazu 
erlassenen Versorgungswerkeverordnung anzulegen.

§ 35
Rechnungslegung, Leistungsverbesserungen

(1) Der Verwaltungsrat hat nach Ablauf des Geschäfts-
jahres einen Jahresabschluss nebst Lagebericht aufzustel-
len. Die in den Jahresabschluss einzustellende Deckungs-
rückstellung ist durch einen versicherungsmathemati-
schen Sachverständigen im Rahmen eines Gutachtens zu 
errechnen. Der Verwaltungsrat kann die Bildung einer 
Zinsunterdeckungsreserve als Teil der Deckungsrückstel-
lung beschließen. Der Jahresabschluss nebst Lagebericht 
sowie das versicherungsmathematische Gutachten und 
der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers sind der Auf-
sichtsbehörde vorzulegen. Die Feststellung des Jahresab-
schlusses nebst Lagebericht und die Entlastung des Ver-
waltungsrates durch die Vertreterversammlung sind der 
Versicherungsaufsichtsbehörde nachzuweisen.

(2) Zur Deckung von Fehlbeträgen ist eine Verlustrück-
lage zu bilden. Dieser Rücklage sind jeweils mindestens 
5 vom Hundert des sich nach der Gewinn- und Verlust-
rechnung zu errechnenden Rohüberschusses zuzuführen, 
bis sie mindestens 2,5 vom Hundert der Deckungsrück-
stellung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder er-
reicht hat. Ein sich darüber hinaus ergebender Rohüber-
schuss ist der Rückstellung für satzungsgemäße Über-
schussbeteiligung zuzuführen.

(3) Die Rückstellung für satzungsgemäße Überschussbe-
teiligung ist – soweit sie nicht zur Deckung eines Fehlbe-
trages heranzuziehen ist – nur zur Verbesserung der Ver-
sorgungsleistungen oder zur Anpassung der Rechnungs-
grundlagen zu verwenden. Eine Verbesserung der 
Versorgungsleistungen ist durchzuführen, wenn sie zu 
nennenswerten Ergebnissen führt. Darüber entscheidet 
auf Vorschlag des Verwaltungsrates die Vertreterver-
sammlung. Der Beschluss bedarf der Genehmigung der 
Versicherungsaufsichtsbehörde.

(4) Ein sich ergebender Fehlbetrag ist aus der Ver-
lustrücklage und – soweit diese nicht ausreicht – aus der 
Rückstellung für satzungsgemäße Überschussbeteiligung 
zu decken. Ein danach verbleibender Bilanzverlust ist 
durch Herabsetzung der Leistungen oder durch Erhö-
hung der Beiträge oder durch beide Maßnahmen auszu-
gleichen. Abs. 3 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend.

(5) Der Jahresabschluss nebst Lagebericht ist unter Ein-
beziehung der Buchführung durch einen Abschlussprü-
fer zu prüfen.

VII.
Verfahren

§ 36
Rechtsweg

(1) Die Bescheide des Versorgungswerkes sind im Ver-
waltungsrechtsweg anfechtbar.

(2) Vor einer Verwaltungsgerichtsklage ist gegen den Be-
scheid des Versorgungswerks Widerspruch zu erheben.

(3) Über den Widerspruch entscheidet der Verwaltungsrat.

§ 37
Informationspfl icht des Versorgungswerkes

Dem Versorgungswerk obliegt die allgemeine Aufklä-
rung seiner Mitglieder und der sonstigen Leistungsbe-
rechtigten über deren Rechte und Pfl ichten.

§ 38
Bekanntmachungen

Vorbehaltlich entgegenstehender Regelungen dieser Sat-
zung können Bekanntmachungen des Versorgungswerks 
durch einfaches Schreiben an die Mitglieder, durch Ver-
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öffentlichung im Psychotherapeutenjournal oder durch 
Veröffentlichung im Internet erfolgen.

§ 39
Auskunfts- und Mitteilungspfl ichten

(1) Mitglieder und sonstige Leistungsberechtigte sind 
verpfl ichtet, dem Versorgungswerk diejenigen Auskünfte 
zu erteilen, die für die Feststellung der Mitgliedschaft 
sowie von Art und Umfang der Beitragspfl icht oder Ver-
sorgungsleistungen erforderlich sind.

(2) Wohnsitzwechsel und nachträgliche Veränderungen, 
die für die Feststellung von Art und Umfang der Bei-
tragspfl icht oder der Versorgungsleistungen erheblich 
sind, sind dem Versorgungswerk unaufgefordert mitzu-
teilen.

(3) Die Mitglieder haben auf ihre Ersterfassung hinzu-
wirken, sofern das Versorgungswerk ihnen nicht inner-
halb von drei Monaten ab Erwerb der Mitgliedschaft 
eine Mitgliedsnummer zugeteilt hat.

§ 40
Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 41
Erfüllungsort, Gerichtsstand

Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz des Versor-
gungswerks.

VIII.
Übergangsbestimmungen

§ 42
Befreiung von der Mitgliedschaft oder 

der Beitragspfl icht

(1) Mitglieder der Psychotherapeutenkammer, die am 
1. 1. 2004 der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen angehören, das 40. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben (Gründungsmitglieder), werden auf 
Antrag von der Mitgliedschaft im Versorgungswerk 
oder von der Beitragspfl icht ganz oder teilweise be-
freit. 

(2) Mitglieder der Psychotherapeutenkammer, die am 
1. 1. 2004 der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen angehören, das 40. Lebensjahr aber noch nicht 
das 63. Lebensjahr vollendet haben (Gründungsmitglie-
der) sowie nicht berufsunfähig sind, können auf Antrag 
Mitglied des Versorgungswerks werden.

(3) Gründungsmitglieder können auf Antrag einen 
Pfl ichtbeitrag in Zehntelstufen von 1/10 bis 10/10 des 
Höchstbeitrages zur gesetzlichen Rentenversicherung 
entrichten. Auf Antrag ist eine Wiederfestsetzung zu 
dem ursprünglich festgesetzten Pfl ichtbeitrag gem. 
Satz 1 möglich.

(4) Durch eine volle Beitragsbefreiung wird die Mit-
gliedschaft beendet.

(5) Ein Befreiungsantrag nach Abs. 1 oder ein Mitglied-
schaftsantrag nach Abs. 2 kann nur berücksichtigt wer-
den, wenn er schriftlich spätestens innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser 
Satzung beim Versorgungswerk eingegangen ist. Die Be-
freiung erfolgt mit Wirkung auf den Zeitpunkt, in dem 
die Voraussetzungen erfüllt werden. 

(6) Wer von der Mitgliedschaft ganz befreit ist, kann 
vor Vollendung des 40. Lebensjahres durch schriftliche 
Erklärung auf die Befreiung mit Wirkung vom Beginn 
des nächsten Monats an verzichten. Dieser Verzichtser-
klärung kann vom Verwaltungsrat nur stattgegeben 
werden, wenn eine Untersuchung über den Gesund-
heitszustand durch den Vertrauensarzt bzw. Psychothe-
rapeuten des Versorgungswerkes auf Kosten des An-
tragstellers bestätigt, dass keine Berufsunfähigkeit vor-
liegt.

(7) Von den Festlegungen in § 4 Abs. 1 S. 1 kann in der 
ersten Wahlperiode des Verwaltungsrates mit der Maß-
gabe abgewichen werden, dass nicht mindestens drei 
Mitglieder des Verwaltungs rats dem Versorgungswerk 
angehören müssen.

§ 42 a
Wahl und Zusammentreten der Vertreterversammlung

(1) Die Mitglieder der ersten Vertreterversammlung 
müssen bis zum 30. 9. 2006 gewählt werden und zur kon-
stituierenden Sitzung zusammentreten. Ersatzmitglieder 
rücken in der festgelegten Reihenfolge nach.

(2) Werden Mitglieder einer Psychotherapeutenkammer 
eines anderen Bundeslandes über einen Staatsvertrag 
Mitglied des Versorgungswerkes, erfolgt die Entsendung 
einer entsprechenden Anzahl von Mitgliedern in die Ver-
treterversammlung gemäß § 3 a zur jeweils nächsten 
Wahlperiode.

IX.
Schlussbestimmungen

§ 43
Beginn der Beitragspfl icht

Die Beitragspfl icht beginnt am 1. Januar 2004. 

§ 44
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2010 S. 118

2370
Wohnraumförderungsbestimmungen

(WFB)
RdErl. d. Ministeriums für Bauen und Verkehr 

– IV.2-2010-2/10 –
v. 28. 1. 2010

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr vom 
26. 1. 2006, zuletzt geändert durch RdErl. vom 5. 2. 2009 
(SMBl. NRW. 2370), wird wie folgt geändert:

1
In den nachfolgenden Nummern wird jeweils das Wort 
„Wohnungsbauförderungsanstalt“ durch das Wort 
„NRW.BANK“ ersetzt.

Inhaltsverzeichnis Anlage 2 Nummer 1.8 und 2.1; Num-
mer 1.5.2 Satz 1, 2. Halbsatz und Satz 2; Nummer 1.5.4; 
Nummer 1.6.3 Satz 5 und letzter Satz; Nummer 5.3 letz-
ter Satz; Nummer 7.1 Sätze 5, 7 Buchstabe b) und 8; 
Nummer 7.3.3 Satz 4; Nummer 7.4 letzter Satz; Nummer 
7.5 Satz 4; Nummer 8.1 Satz 1; Nummer 8.2; Nummer 9 
Satz 1; Nummer 3.4.4 Satz 1 Anlage 1; Nummer 1.1 An-
lage 2; Nummer 1.3 letzter Satz Anlage 2; Nummer 1.5.4 
letzter Satz Anlage 2; Nummer 1.6.1 Sätze 1 und 2 An-
lage 2; Nummer 1.6.2 Satz 1 Anlage 2; Nummer 1.6.3 
Sätze 1 und 2 Anlage 2; Nummer 1.7.3 Satz 2 Anlage 2; 
Nummer 1.8 Anlage 2; Nummer 1.8.1 Satz 1 Anlage 2; 
Nummer 1.8.2 Anlage 2; Nummer 2.1 Anlage 2; Nummer 
2.1.2 Satz 2 Anlage 2; Nummer 2.1.3 Anlage 2; Nummer 
2.1.4 Anlage 2; Nummer 2.2.3 Satz 1 Anlage 2.

2
Im Inhaltsverzeichnis wird Nummer 1.2 wie folgt neu ge-
fasst:
„1.2 Begünstigter Personenkreis“

3
Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „Die Fördermittel werden auf der Grundlage des Ge-
setzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) 
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772) und dieser 
Bestimmungen bewilligt.“

b)  In Satz 2 wird das Wort „Einkommensprüfungserlass 
2002“ durch das Wort „Einkommensermittlungser-
lass“ ersetzt.
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4
Nummer 1.2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1.2 wird wie folgt neu gefasst:

  „1.2
Begünstigter Personenkreis

 Gefördert wird Wohnraum für

 a)  Begünstigte, deren anrechenbares Einkommen die 
Einkommensgrenze des § 13 Absatz 1 WFNG 
NRW nicht übersteigt (Einkommensgruppe A);

 b)  wirtschaftlich leistungsfähigere Begünstigte, de-
ren anrechenbares Einkommen die Einkommens-
grenze des § 13 Absatz 1 WFNG NRW um bis zu 
40 v. H. übersteigt (Einkommensgruppe B).“

b) Nummer 1.2.1 und 1.2.2 entfallen.

5
Nummer 1.3 wird wie folgt neu gefasst:

„1.3
Förderfähiger Wohnraum

Förderfähig ist nur Wohnraum, der 

a) im Land Nordrhein-Westfalen gelegen ist,

b) die Vorgaben der Anlage 1 erfüllt,

c) durch Immissionen nicht erheblich beeinträchtigt ist.

Ersatzwohnraum ist nur dann förderfähig, wenn er zur 
Erfüllung wohnungspolitischer oder städtebaulicher 
Ziele benötigt wird.“

6
Nummer 1.5.1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird „§ 11 Abs. 3 WoFG“ durch „§ 9 Ab-
satz 1 WFNG NRW“ ersetzt.

b)  In Satz 2 wird „ § 11 Absatz 3 Satz 2 WoFG“ durch 
„§ 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 WFNG NRW“ ersetzt.

7
In Nummer 1.5.2 wird Satz 1, 1. Halbsatz wie folgt neu 
gefasst:

„Zu den persönlichen Voraussetzungen der Bauherrin 
oder des Bauherrn gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 
3 und 5 WFNG NRW haben die Bewilligungsbehörden 
die Entscheidung der NRW.BANK anzufordern und 
diese als ihre Entscheidung zu verwenden“.

8
In Nummer 1.6.3 Satz 1 werden die Wörter „, die für die 
Errichtung oder den Erwerb selbst genutzten Wohn-
raums bewilligt werden,“ gestrichen.

9
In Nummer 2.1.1 werden die Sätze 5 und 6 durch folgen-
den Text ersetzt:

„Bei Wohngebäuden oder Wirtschaftseinheiten mit mehr 
als zehn Mietwohnungen können Räume gefördert wer-
den, die für Zwecke der Verbesserung der wohnungsna-
hen sozialen Infrastruktur von

a) der Hausgemeinschaft der geförderten Wohnungen,

b) den Bewohnern des Quartiers,

c)  einem gemeinnützigem Verein oder einer gemeinnüt-
zigen Gesellschaft genutzt werden.

Das Nutzungskonzept ist mit dem Ministerium für Bauen 
und Verkehr abzustimmen. Die Räume müssen in eine 
oder mehrere Wohnungen umwandelbar sein, die nach 
Umwandlung wie für Begünstigte der Einkommens-
gruppe B geförderte Mietwohnungen zu nutzen sind. 
Räume, die aufgrund anderer Förderprogramme förder-
fähig oder zur gewerblichen Nutzung vorgesehen sind, 
werden nicht gefördert.“

10
Nummer 2.2.1 und 2.2.2 werden gestrichen.

11
Nummer 2.3.1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Klammerzusätze wie folgt neu 
gefasst:

 1.  Klammerzusatz (§ 29 Nummer 6 Satz 3 WFNG 
NRW), 

 2.  Klammerzusatz (§ 29 Nummer 6 Satz 1 WFNG 
NRW).

b) Sätze 4 und 5 werden gestrichen.

c)  Im neuen Satz 4 werden die Angabe „§ 27 WoFG“ 
durch „§ 3 Absatz 2 WFNG NRW“ und der Klammer-
zusatz „(§ 13 Abs. 3 WoFG)“ durch „(§ 29 Nummer 8 
WFNG NRW)“ ersetzt.

d)  Im neuen Satz 5 Buchstabe c) werden die Wörter 
„eine Wohnberechtigungsbescheinigung“ durch die 
Wörter „einen Wohnberechtigungsschein“ und die 
Angabe „§ 27 WoFG“ durch „§ 18 WFNG NRW“ er-
setzt.

e)  Im neuen Satz 5 Buchstabe d) wird die Angabe „§ 13 
Abs. 3 WoFG“ durch „§ 10 Absatz 8 WFNG NRW“ 
ersetzt.

12
Nummer 2.4.1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 3 wird die Zahl „0,40“ durch die Zahl „0,30“ 
ersetzt.

b)  In Satz 7 wird der erste Halbsatz wie folgt gefasst:

  „ Für Räume, die zur Verbesserung der wohnungsna-
hen sozialen Infrastruktur vorgesehen sind“.

c)  Im letzten Satz werden nach der Angabe „§ 560 BGB“ 
die Wörter „ ,eine Sicherheitsleistung (Kaution) für 
Schäden an der Wohnung oder unterlassene Schön-
heitsreparaturen gemäß § 551 BGB“ eingefügt. 

d)   Nach dem letzten Satz wird folgender Satz angefügt:

  „Im Einzelfall können für besondere Wohnformen 
weitere mietvertragliche Nebenleistungen nach Zu-
stimmung des Ministeriums für Bauen und Verkehr in 
der Förderzusage zugelassen werden.“

13
In Nummer 2.4.2 Satz 6 wird die Angabe „§ 28 WoFG“ 
durch „§ 16 WFNG NRW“ ersetzt.

14
Nummer 2.4.3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „In der Förderzusage ist sicherzustellen, dass allge-
meine Unterstützungsleistungen im Sinne von § 1 
Absatz 1 Satz 3 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2319), die der Mieterin 
oder dem Mieter unabhängig von der tatsächlichen 
Inanspruchnahme pauschal in Rechnung gestellt wer-
den, nur niederschwellig sind und das Entgelt den 
Betrag von 35 Euro pro Haushalt monatlich nicht 
überschreitet.“

b) Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „Wird die Überlassung einer geförderten Mietwoh-
nung mit der Erbringung von Pfl ege- oder Betreu-
ungsleistungen verbunden, bedarf die Vereinbarung 
von hierauf entfallenden Entgelten der Genehmigung 
des Ministeriums für Bauen und Verkehr.“

15
In Nummer 2.5.1.1 wird der erste Halbsatz des letzten 
Satzes wie folgt neu gefasst:

„Für die Förderung des Neubaus von Räumen, die zur 
Verbesserung der wohnungsnahen sozialen Infrastruktur 
vorgesehen sind,“

16
In Nummer 2.7.3 wird Satz 2 gestrichen.

17
Nummer 2.8 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „Nummer 1.7“ durch die 
Angabe „Nummer 1.9“ ersetzt.

b)  In Satz 3 werden in der Klammer nach dem Wort 
„Auszahlungsverfahren“ die Wörter „ , abweichende 
Miet- und Zinsbindung bei 20-jähriger Zweckbin-
dung“ eingefügt.
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c) Vor dem letzten Satz wird folgender Satz eingefügt:

  „Bei einer 20-jährigen Zweckbindung kann abwei-
chend von Nummer 2.4.2 Buchstabe b und 7.1 ab dem 
Jahr 16 eine Mietsteigerung von 3 v. H. und ein Zins-
satz von 1,5 v. H. bei Mietwohnungen für die Einkom-
mensgruppe A und von 2,8 v. H. bei Mietwohnungen 
für die Einkommensgruppe B vereinbart werden.“

d)  Im letzten Satz wird die Angabe „Nummer 4“ durch 
die Angabe „Nummer 4.2“ ersetzt.

18
Nummer 3.2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter „um bis zu 40 v. H.“ 
durch die Wörter „des § 13 Absatz 1 WFNG NRW um 
nicht mehr als 40 v. H.“ ersetzt.

b)  Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 bis 4 eingefügt:

  „Der Verfügungsberechtigte ist in der Förderzusage 
zu verpfl ichten, einen Pfl egewohnplatz nur gegen 
Übergabe eines Allgemeinen Wohnberechtigungs-
scheins zu überlassen, diesen zu seinen Akten zu neh-
men und der für die Erfassung und Kontrolle zu-
ständigen Stelle auf Anforderung vorzulegen. Der 
Wohnberechtigungsschein muss keine Angaben zur 
zulässigen Größe des Pfl egewohnplatzes enthalten. 
Meldepfl ichten gemäß § 17 Absatz 1 WFNG NRW und 
Belegungsrechte zu Gunsten der zuständigen Stelle 
werden nicht begründet.“

c)  Der neue Satz 6 wird nach dem Doppelpunkt wie 
folgt neu gefasst:

  „Für den Fall, dass der Betrieb der Dauerpfl egeein-
richtung während der Dauer der Zweckbindung nach 
Satz 1 beendet wird, verpfl ichtet sich die Förderneh-
merin/der Fördernehmer,

 a)  die geförderten Pfl egewohnplätze mindestens für die 
Restdauer der Zweckbindung als Mietwohnraum an 
Personen innerhalb der Einkommensgrenze des § 13 
Absatz 1 WFNG NRW zu überlassen,

 b)  im Mietvertrag höchstens die Miete zu vereinba-
ren, die im Jahr der für die Pfl egewohnplätze er-
teilten Förderzusage gemäß WFB für vergleichba-
ren Mietwohnraum maßgeblich war, zuzüglich der 
nach WFB zulässigen Mietsteigerungen,

 c)  die Umwandlung der Pfl egewohnplätze in Miet-
wohnraum der für die Erfassung und Kontrolle 
zuständigen Stelle zu melden.“

19
In Nummer 3.3 letzter Satz Buchstabe c werden die Wör-
ter „um bis zu“ durch die Wörter „des § 13 Absatz 1 
WFNG NRW um nicht mehr als“ ersetzt.

20
In Nummer 4.1 Satz 1 wird nach dem Wort „Brachfl ä-
chen“ das Wort „ , die“ eingefügt.

21
Nummer 4.2.2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Wohnsiedlungen“ 
die Wörter „und solitärer Hochhäuser“ und nach dem 
Wort „Abriss“ die Wörter „und der Teilrückbau“ ein-
gefügt.

b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

  „Fördervoraussetzung ist, dass mit der Umstrukturie-
rung eine Aufl ockerung und eine Aufwertung der Be-
bauung und des Wohnumfeldes einhergehen.“

22
Nummer 5.3 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden die Wörter „und ihren Haushaltsan-
gehörigen“ durch die Wörter „und/ oder ihren Ange-
hörigen (§ 29 Nummer 1 Satz 2 WFNG NRW)“ ersetzt.

b)  Satz 5 wird gestrichen. 

23
In Nummer 5.4.4 Satz 1 Buchstabe b werden die Wörter 
„spätestens innerhalb von 6 Monaten“ durch die Wörter 
„nach ärztlicher Bescheinigung oder Mutterpass“ er-
setzt.

24
In Nummer 5.5.1 Satz 1 wird „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 WoFG“ 
durch „§ 29 Nummer 3 WFNG NRW“ ersetzt.

25
Nummer 5.7 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 3 wird „§ 18 WoFG“ durch „§ 29 Nummer 1 
Satz 2 WFNG NRW“ ersetzt.

b)  In Satz 4 werden die Angaben „700, 900 und 230“ 
durch die Angaben „720, 925 und 235“ ersetzt.

26
In Nummer 5.8.2 werden die Klammerzusätze in Satz 1 
„(§ 8 WoFG)“ und in Satz 3 Buchstabe a und c „(§ 18 
WoFG)“ gestrichen.

27
In Nummer 6.1 und 6.2 werden jeweils nach dem Wort 
„Einkommensgrenze“ die Wörter „des § 13 Absatz 1 
WFNG NRW“ eingefügt.

28
Nummer 7.1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 2 wird die Angabe „2 v. H.“ durch die Angabe 
„1,6 v. H.“ ersetzt.

b)  Nach dem letzten Satz werden folgende Sätze ange-
fügt:

  „Werden Maßnahmen nach Nummer 4.2.2 gefördert, 
kann das dafür gewährte Zusatzdarlehen auf Antrag 
in einen anteiligen Tilgungszuschuss (Teilschulder-
lass) in Höhe von bis zu 50 v. H. der Darlehenssumme 
umgewandelt werden. Für das gewährte Zusatzdarle-
hen (inkl. anteiligem Tilgungszuschuss) ist ein einma-
liger Verwaltungskostenbeitrag von 0,4 v. H. zu zah-
len. Der Tilgungszuschuss wird bei Leistungsbeginn 
vom gewährten Zusatzdarlehen abgesetzt. Die festge-
legten Zins- und Tilgungsleistungen sowie der lau-
fende Verwaltungskostenbeitrag von 0,5 v. H. werden 
vom reduzierten Zusatzdarlehen erhoben. Der Antrag 
auf Gewährung eines Tilgungszuschusses ist zusam-
men mit dem Antrag auf Gewährung des Darlehens 
zu stellen.“

29
Nummer 7.3.1 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 Buchstabe a wird der zweite Satz gestri-
chen.

b)  In Buchstabe a werden die neuen Sätze 11 und 12 
durch folgenden Text ersetzt:

  „Die Mehrbelastung infolge von Zinserhöhungen 
nach 15 und nach 20 Jahren ist auf Antrag der Darle-
hensnehmerin oder des Darlehensnehmers für jeweils 
5 Jahre nach Maßgabe der §§ 36, 39 WFNG NRW zu 
begrenzen, wenn die Darlehensnehmerin oder der 
Darlehensnehmer durch Bescheinigung der zuständi-
gen Stelle nachweist, dass ihr oder sein anrechenba-
res Einkommen zu diesem Zeitpunkt oder in dem 
Zeitraum, der nach § 15 WFNG NRW für die Ermitt-
lung des Jahreseinkommens maßgebend ist, die dann 
maßgebliche Einkommensgrenze um nicht mehr als 
25 v. H. übersteigt. Eine  Zinssenkung erfolgt auch, 
wenn die Zinserhöhung ohne eine angemessene Be-
grenzung der Mehrbelastung für die Darlehensneh-
merin oder den Darlehensnehmer eine besondere 
Härte im Sinne des § 37 WFNG NRW wäre.“

c)  In Buchstabe b werden im neuen Satz 14 nach der 
Angabe „Nummer 5.4.3“ die Angabe „Satz 1“ einge-
fügt.

d) Nach Buchstabe c wird folgender Absatz angefügt:

  „Bei den für den Ersterwerb und den Erwerb beste-
henden Wohnraums gewährten Darlehen gilt anstelle 
der Bezugsfertigkeit der Tag der Vollauszahlung des 
Darlehens. Wird das Förderobjekt von Angehörigen 
der Darlehensnehmerin oder des Darlehensnehmers 
genutzt, ist bei der Prüfung nach Buchstabe a) das 
Einkommen des nutzenden Haushalts maßgeblich.“

30
Nummer 9 wird wie folgt geändert:
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a)  Nach Satz 5 werden folgende neue Sätze 6 und 7 ein-
gefügt:

  „Nach Prüfung des Verwendungsnachweises können 
zur Aufbewahrung der Belege auch Bild- oder Daten-
träger verwendet werden. Das Aufnahme- und Wie-
dergabeverfahren muss den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung oder einer in der öffentlichen 
Verwaltung allgemein zugelassenen Regelung ent-
sprechen.“

b) Der letzte Satz wird gestrichen.

31
In Nummer 10.1 wird die Angabe „10. Februar 2009“ 
durch die Angabe „1. Februar 2010“ ersetzt.

32
Nummer 10.2 wird wie folgt neu gefasst:

„10.2
Übergangsregelungen

Für noch nicht bewilligte Anträge auf Förderung der 
Neuschaffung, des Ersterwerbs und des Erwerbs beste-
henden selbst genutzten Wohneigentums, die vor dem 1. 
Februar 2010 gestellt worden sind, fi nden weiterhin 
Nummern 5.7 und 1.3 Anlage 2 sowie die Übergangsre-
gelung der Nummer 10.2 Buchstabe c) dieser Bestim-
mungen in der Fassung vom 5. Februar 2009 Anwen-
dung.“

33
In Nummer 1.1.1 Anlage 1 werden die Wörter „oder sich 
im räumlichen Geltungsbereich einer Ergänzungssat-
zung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB befi ndet“ gestrichen. 

34
In Nummer 1.3.4.5 Anlage 1 wird die Angabe „§§ 32 ff. 
WoFG“ durch die Angabe „§§ 25 bis 28 WFNG NRW“ 
ersetzt.

35
Nummer 1.3.5 Anlage 1 wird wie folgt neu gefasst:

„1.3.5

Die zur Verbesserung der wohnungsnahen sozialen Inf-
rastruktur genutzten Räume sollen in bevorzugter Lage 
im Gebäude – möglichst mit Zugang zur Freifl äche – vor-
gesehen werden.“

36
In Nummer 1.4.3 Satz 2 Anlage 1 werden die Wörter „Bei 
der Förderung“ durch die Wörter „Bei der Berechnung 
der Wohnfl äche“ ersetzt.

37
Nach Nummer 1.4.5 Anlage 1 wird folgende Nummer 
1.4.6 eingefügt:

„1.4.6
Räume für wohnungsnahe soziale Infrastruktur

Für die Berechnung der förderfähigen Flächen von Räu-
men für wohnungsnahe soziale Infrastruktur gelten die 
Regelungen für Mietwohnungen entsprechend. Maximal 
ist eine Wohnfl äche von 400 Quadratmetern förderfä-
hig.“

38
Nummer 1.7 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)  Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

  „Altfälle:
Der Neubau von Mietwohnungen, die aufgrund von 
Übergangsvorschriften nicht vom Anwendungsbe-
reich der Energieeinsparverordnung vom 24. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1519), geändert durch Verordnung 
vom 29. April 2009 (BGBl. I S. 954), nachfolgend 
„EnEV 2009“ genannt, erfasst werden, wird nur ge-
fördert, wenn 

 a)  der Nachweis des Neubaustandards gemäß „EnEV 
2009“ erbracht wird oder wenn 

 b)  der Jahres-Primärenergiebedarf des Gebäudes 
nach EnEV in der Fassung vor der letzten Ände-
rung, nachfolgend „EnEV 2007“genannt, nicht 
mehr als 60 kWh pro Quadratmeter Gebäudenutz-

fl äche beträgt und der spezifi sche, auf die wärme-
übertragende Umfassungsfl äche des Gebäudes be-
zogene Transmissionswärmeverlust den in der 
„EnEV 2007“ angegebenen Höchstwert um min-
destens 30 v. H. unterschreitet („KfW 60 alt“).“

b)  In Satz 2 werden die Wörter „die Neuschaffung“ 
durch die Wörter „den Neubau“ ersetzt.

c)  Nach Satz 4 wird in der nächsten Zeile die Über-
schrift „Passivhausstandard:“ eingefügt.

d)  In Satz 5 wird die Angabe „EnEV“ durch die Angabe 
„ „EnEV2009“ “ ersetzt.

39
Nummer 2.1 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)  Die Sätze 1 bis 5 werden wie folgt ersetzt:

  „Neubau und Ersterwerb von selbst genutztem 
Wohneigentum werden nur gefördert, wenn

 a)  die Entfaltung eines gesunden Zusammenlebens 
aller Haushaltsangehörigen und die angemessene 
Wohnraumversorgung gewährleistet sind,

 b)  Wohn- oder Schlafräume ausweislich der techni-
schen Unterlagen nicht kleiner als 10 Quadratme-
ter sind.

  Bezüglich des energetischen Standards gilt Nummer 
1.7 Anlage 1 Satz 1 bis 4 entsprechend.“

b)  Im neuen Satz 3 werden die Wörter „gelten Nummer 
2.1 Satz 1 Buchstaben b) und d)“ durch die Wörter 
„gilt Satz 1 Buchstabe a“ ersetzt.

40
In Nummer 2.3 Anlage 1 wird Satz 2 gestrichen.

41
In Nummer 3.4.2 Anlage 1 werden die Wörter „das ört-
lich zuständige Bergamt wenden, das“ durch die Wörter 
„die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und 
Energie in NRW wenden, die“ ersetzt.

42
In Nummer 3.4.4 Satz 2 Anlage 1 werden nach den Wör-
tern „Bezirksregierung Arnsberg“ die Wörter „, Abtei-
lung Bergbau und Energie in NRW,“ eingefügt.

43
Nummer 1.2.2 Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)  Im letzten Satz werden die Wörter „Stellungnahme 
der Wohnungsbauförderungsanstalt“ durch die Wör-
ter „Entscheidung der NRW.BANK“ ersetzt.

b)  Nach dem letzten Satz werden folgende Sätze ange-
fügt:

  „Mit der Anforderung hat die Bewilligungsbehörde die 
zum Nachweis der gesicherten Gesamtfi nanzierung 
vorgelegten Eigenkapitalnachweise einzureichen. Falls 
das Baugrundstück ganz oder teilweise als Eigenleis-
tung eingebracht werden soll, teilt die Bewilligungsbe-
hörde der NRW.BANK den im Rahmen der Prüfung 
der Gesamtkosten (Nummer 1.6 Anlage 1) ermittelten 
Wert des nicht durch Fremdmittel fi nanzierten Bau-
grundstücks mit. Soweit Selbsthilfeleistungen an der 
Baumaßnahme erbracht werden sollen, ist der Anfrage 
eine Kopie der geprüften schriftlichen Erklärung 
(Nummer 1.6.2 Satz 7) beizufügen.“

44
Nummer 1.3 Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 6 Buchstabe a wird die Angabe „22,05“ durch 
die Angabe „22,00“ ersetzt.

b) Satz 9 wird wie folgt neu gefasst:

  „Bei Objekten, die nicht vom Anwendungsbereich der 
„EnEV 2009“ für neu zu errichtende Gebäude erfasst 
werden und für die kein Nachweis nach Nummer 1.7 
Anlage 1 Satz 1 bis 4 erbracht wird, beträgt die Be-
triebskostenpauschale abweichend von Satz 6 Buch-
stabe a) 26,00 Euro/qm.“

46
In Nummer 1.5.1 Satz 2 Anlage 2 wird die Angabe „Woh-
nungsbauförderungsanstalt gemäß § 15 WBFG“ durch 
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die Angabe „NRW.BANK gemäß § 12 WFNG NRW“ er-
setzt.

46
In Nummer 1.5.2 Satz 1 Anlage 2 wird „§ 2 Abs. 2 
WBFG“ durch „§ 10 Absatz 2 WFNG NRW“ ersetzt.

47
In Nummer 1.6.5 Anlage 2 wird das Wort „Wohnungs-
bauförderungsanstalt“ durch das Wort „NRW.BANK“ 
und die Angabe „§ 15 WBFG“ durch die Angabe „§ 12 
WFNG NRW“ ersetzt.

48
Nummer 1.7.2 Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)  Die Angabe „§ 4 Abs. 2 WBFG“ wird durch die An-
gabe „§ 10 Absatz 7 WFNG NRW“ ersetzt.

b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz angefügt:

  „Bauausführungen, die von Fördervorgaben oder von 
der Bewilligung zugrunde liegenden Planungsunter-
lagen abweichen, sind der NRW.BANK zwecks Prü-
fung darlehensrechtlicher Maßnahmen zu melden.“

49
In Nummer 2.1.1 Anlage 2 wird die Angabe „§ 11 Abs. 1 
WBFG Aufgaben der Wohnungsbauförderungsanstalt“ 
durch die Angabe „§ 11 Absatz 1 WFNG NRW Aufgaben 
der NRW.BANK“ ersetzt.

– MBl. NRW. 2010 S. 128

2375
Richtlinien zur Förderung von investiven 

Maßnahmen im Bestand
in Nordrhein-Westfalen (RL BestandsInvest)

RdErl. d. Ministeriums für Bauen und Verkehr 
– IV.7 – 31 – 3/2010 –

v. 28. 1. 2010

Der RdErl. des Ministeriums für Bauen und Verkehr vom 
26. 1. 2006 – IV B 4 – 31 – 3/2006, zuletzt geändert durch 
RdErl. vom 5. 2. 2009 – IV.7 – 31 – 03/2009 – wird wie 
folgt geändert:

1
In den nachfolgenden Nummern  werden die Wörter 
„Wohnungsbauförderungsanstalt Nordrhein-Westfalen – 
Anstalt der NRW.BANK (Wfa)“ durch das Wort „NRW.
BANK“ sowie „WfA“ durch das Wort „NRW.BANK“ er-
setzt:

Nr. 1.4
Nr. 2.4 
Nr. 3.4
Nr. 4.4
Nr. 5.4
Nr. 2.2 der Anlage
Nr. 4.4 der Anlage
Nr. 4.7 der Anlage
Nr. 4.8 der Anlage
Nr. 5.2 der Anlage
Nr. 5.3 der Anlage
Nr. 5.4 der Anlage
Nr. 7.2 der Anlage 
Nr. 7.4 der Anlage 
Nr. 7.5 der Anlage 

2
Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt neu gefasst:

  „Bauliche Anpassung und Umbau von bestehenden 
Dauerpfl egeeinrichtungen“.

b) „2.7 Übergangsregelung“ wird gestrichen.

c)  In Nummer 4 werden nach dem Wort „Ortskernen“ 
die Wörter „sowie in Stadterneuerungsgebieten“ ein-
gefügt.

d)  Nummer 6 wird wie folgt gefasst: „In-Kraft-Treten 
und Geltungsdauer“

e) Unter Anlage wird Nummer 6 gestrichen.

f)  Unter Anlage wird Nummer „7“ zu „6“ und „8“ zu 
„7“.

3
In der Einleitung wird vorletzter Absatz wie folgt geän-
dert:

Im Satz 2 werden nach dem Wort „Genossenschaftssied-
lung“ die Wörter „sowie Stadterneuerungsgebieten“ an-
gefügt.

4
Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

a)  Im Satz 1 werden die Wörter „des Landeswohnungs-
bauvermögens“ durch die Wörter „der NRW.BANK“ 
ersetzt.

b) Spiegelstrich 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „dem Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohn-
raum für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG 
NRW) vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772)“.

c)  Die Spiegelstriche 2 und 4 mit Text werden gestrichen.

5
In Nummer 1.2.1 Buchstabe f) wird folgende Angabe an-
gefügt:

„Einbau von Orientierungssystemen für Menschen mit 
sensorischen Einschränkungen (Ausstattung mit auditi-
ven, visuellen und taktilen Orientierungshilfen),“.

6
Nummer 1.5 wird wie folgt geändert:

In Satz 1 wird nach dem Wort „Vorschriften“ die An-
gabe „der §§ 8 bis 11“ eingefügt, vor den Wörtern „zu 
beachten“ wird eingefügt: „in den jeweils geltenden Fas-
sungen“.

7
Nummer 2 wird wie folgt geändert:

„Bauliche Anpassung und Umbau von bestehenden Dau-
erpfl egeeinrichtungen“

8
Nummer 2.1.1 wird wie folgt neu gefasst:

„Für die bauliche Anpassung und den Umbau von beste-
henden vollstationären Dauerpfl egeeinrichtungen (Pfl e-
gewohnplätzen) in Nordrhein-Westfalen, die zum Zeit-
punkt der Antragstellung länger als 25 Jahre fertig ge-
stellt sind, gewährt das Land Darlehen aus Mitteln der 
NRW.BANK nach Maßgabe

–  von Nr. 2 dieser Richtlinien in Verbindung mit

–  dem Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohn-
raum für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG 
NRW) vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772)“,

–  den Bestimmungen über die Ermittlung der Einkom-
mensverhältnisse nach §§ 13 bis 15 des WFNG NRW 
(Einkommensermittlungserlass, SMBI.NRW.2370),

–  den Wohnraumnutzungsbestimmungen (WNB, SMBI.
NRW. 238), 

 in der jeweils geltenden Fassung.

Förderzweck ist die bauliche Anpassung von bestehen-
den vollstationären Dauerpfl egeeinrichtungen an heutige 
Wohn- und Nutzungsqualitäten.“

9
Nummer 2.2.1 wird wie folgt neu gefasst:

„Gefördert werden bauliche Maßnahmen gemäß § 8 Ab-
satz 4 Nummer 3 und 4 WFNG NRW.“

10
In Nummer 2.2.3 wird das Wort „Heime“ durch das Wort 
„Pfl egeeinrichtungen“ ersetzt.
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11
In Nummer 2.2.4 werden die Wörter „das Heim“ durch 
die Wörter „die Pfl egeeinrichtung“ ersetzt.

12
In Nummer 2.2.5 wird das Wort „Heimen“ durch das 
Wort „Pfl egeeinrichtungen“ und das Wort „Heime“ 
durch das Wort „Pfl egeeinrichtungen“ ersetzt.

13
Nach Nummer 2.2.5 wird eingefügt: 

„2.2.6 

Bei der baulichen Umgestaltung soll die Nettogrundfl ä-
che von 55 Quadratmetern je Bewohner nicht überschrit-
ten werden.“

14
Die bisherigen Nummern 2.2.6 bis 2.2.9 werden die 
Nummern 2.2.7 bis 2.2.10 

15
In Nummer 2.2.7 (neu) wird das Wort „Heime“ durch das 
Wort „Pfl egeeinrichtungen“ ersetzt.

16
Nummer 2.2.9 (neu) wird wie folgt neu gefasst:

„Die Vorschriften des PfG NW, insbesondere die Anfor-
derungen der Verordnung über die allgemeinen Grund-
sätze der Förderung von Pfl egeeinrichtungen nach dem 
Landespfl egegesetz  (AllgFörderPfl egeVO, SGV. NRW. 
820), dass die Abstimmung der geplanten Maßnahmen 
mit dem örtlichen Träger der Sozialhilfe abgeschlossen 
ist, bleiben unberührt.“

17
In Nummer 2.3.3 wird das Wort „Heime“ durch das Wort 
„Pfl egeeinrichtungen“ ersetzt.

18
Nummer 2.3.4 wird wie folgt geändert:

Der Klammerzusatz „WfA-Mittel“ wird durch den 
Klammerzusatz „Mitteln der NRW.BANK“ und das Wort 
„Heimen“ durch das Wort „Pfl egeeinrichtungen“ ersetzt.  

19
In Nummer 2.4 wird in Absatz 2 folgender Satz angefügt:

„Bei Förderanträgen für bestehende Pfl egeeinrichtungen, 
für die gemäß Gesonderter Berechnungsverordnung 
(GesBerVO, SGV. NRW. 820) ein Abschreibungssatzsatz 
von 4 v. H. festgeschrieben wird, ist das Darlehen mit 
jährlich 4 v. H. zu tilgen.“

20
Nummer 2.5.1 wird wie folgt neu gefasst:

„Geförderte Pfl egewohnplätze unterliegen für die Dauer 
von 20 Jahren folgenden Bindungen: Sie dürfen für die 
Dauer der Belegungsbindung nur Personen überlassen 
werden, deren anrechenbares Einkommen die Einkom-
mensgrenze des § 13 WFNG NRW um nicht mehr als 40 
v. H. übersteigt. Der Verfügungsberechtigte ist in der 
Förderzusage zu verpfl ichten, einen Pfl egewohnplatz nur 
gegen Übergabe eines allgemeinen  Wohnberechtigungs-
scheins zu überlassen, diesen zu seinen Akten zu nehmen 
und der für die Erfassung und Kontrolle zuständigen 
Stelle auf Anforderung vorzulegen. Der Wohnberechti-
gungsschein muss keine Angaben zur zulässigen Größe 
des Pfl egewohnplatzes enthalten. Meldepfl ichten gemäß 
§ 17 Absatz 1 WFNG NRW und Belegungsrechte zu 
Gunsten der zuständigen Stelle werden nicht begrün-
det.“

21
Nummer 2.5.3 wird wie folgt neu gefasst:

„Für den Fall, dass der Betrieb der Dauerpfl egeeinrich-
tung während der Zweckbindung nach Nummer 2.5.1 
beendet wird, ist die Förderempfängerin bzw. der För-
derempfänger in der Förderzusage zu verpfl ichten

a)  die geförderten Pfl egewohnplätze für die Restdauer 
der Zweckbindung als Mietwohnraum an Personen 
innerhalb der Einkommensgrenzen des § 13 Absatz1 
WFNG NRW zu überlassen.

b)  im Mietvertrag höchstens die Miete zu vereinbaren, 
die im Zeitpunkt der Umwandlung des Platzes in 
Mietwohnraum für vergleichbaren, nach WFNG NRW 
geförderten Mietwohnraum zulässig ist. Diese Miete 
entspricht der höchstzulässigen Miete einer für Be-
günstigte der Einkommensgruppe A im Jahr der För-
derung der Pfl egewohnplätze nach den Wohnraum-
förderungsbestimmungen (WFB, SMBl. NRW. 2370) 
geförderten Mietwohnung (im Jahr der Erteilung der 
Förderzusage zulässige Anfangsmiete zuzüglich zu-
lässiger Mietsteigerungen).

c)  die Umwandlung der Pfl egewohnplätze in Mietwohn-
raum der für die Erfassung und Kontrolle zuständi-
gen Stelle zu melden.“

22
Nummer 2.7 wird gestrichen.

23
Nummer 3.1wird wie folgt geändert:

a)  Im Satz 1 werden die Wörter „des Landeswohnungs-
bauvermögens“ durch die Wörter „der NRW.BANK“ 
ersetzt. 

b)  Spiegelstrich 2 wird wie folgt neu gefasst: „dem Ge-
setz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für 
das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW)“ 

c) Spiegelstriche 3 und 4 werden gestrichen.

24
Nummer 3.5 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden nach dem Wort „Vorschriften“ die 
Angaben „der §§ 8 bis 11“ eingefügt, vor den Wörtern 
„zu beachten“ wird eingefügt: „in den jeweils gelten-
den Fassungen“. 

b)  Im letzten Satz wird die Angabe „WoFG“ durch die 
Angabe „WFNG NRW“ und die Angabe „§ 9 Abs. 2 
WoFG i. V. m. § 1 VO WoFG NRW“ durch die Angabe 
„§ 13 WFNG NRW“ ersetzt.

25
In Nummer 4 werden nach dem Wort „Ortskernen“ die 
Wörter „sowie in Stadterneuerungsgebieten“ eingefügt.

26
In Nummer 4.1 wird Satz 2 wie folgt neu gefasst:

„Förderzweck sind die denkmalgerechte Modernisierung 
und energetische Optimierung von Wohngebäuden in 
historischen Stadt- und Ortskernen, in denkmalge-
schützten Werks- und Genossenschaftssiedlungen, in 
sonstigen Gebieten mit Erhaltungssatzung sowie in 
Stadterneuerungsgebieten nach den Richtlinien über die 
Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maß-
nahmen zur Stadtentwicklung und Stadterneuerung 
(Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008, SMBI.
NRW.2313). Zu diesem Zweck gewährt das Land Darle-
hen aus Mitteln der NRW.BANK nach Maßgabe

–  von Nr. 4 dieser Richtlinien in Verbindung mit

–  dem Gesetz zur Förderung und Nutzung von Wohn-
raum für das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG 
NRW) vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772).“

27
In Nummer 4.2.2 wird Buchstabe b) wie folgt neu ge-
fasst:

„das Wohngebäude in einem historischen Stadt- oder 
Ortskern, einem Stadterneuerungsgebiet, einem sonsti-
gen Gebiet mit Erhaltungssatzung oder in einer Werks- 
und Genossenschaftssiedlung liegt.“

28
Nummer 5.1 wird wie folgt geändert

a)  Im Satz 1 werden die Wörter „des Landeswohnungs-
bauvermögens“ durch die Wörter „der NRW.BANK“ 
ersetzt. 

b)  Spiegelstrich 2 wird wie folgt neu gefasst: „dem Ge-
setz zur Förderung und Nutzung von Wohnraum für 
das Land Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) vom 
8. Dezember 2009 (GV.NRW.S.772).“

c)  Spiegelstriche 3 und 4 mit Text werden gestrichen.
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29
Nummer 5.2.2 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 werden nach den Wörtern „des Wohnraum-
förderungsgesetzes“ die Wörter „und des WFNG 
NRW“ eingefügt.

b)  In Satz 2 wird nach dem den Wörtern „des WoFG“ 
die Angabe „sowie des WFNG NRW“ eingefügt.

30
Nummer 5.2.4 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 2 wird „vom 2. Dezember 2004 (BGBl. I 
S. 3146) bzw. der jeweils geltenden Neufassungen 
(EnEV)“ durch „(EnEV) vom 24. Juli 2007 (BGBl. I 
S. 1519) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

b)  In Satz 4 wird die Angabe nach dem Wort „Moderni-
sierung“ wie folgt ersetzt:

  „der Jahres-Primärenergiebedarf des Referenzgebäu-
des nach § 3 Absatz 1 EnEV und der Höchstwert des 
spezifi schen, auf die wärmeübertragende Umfas-
sungsfl äche bezogenen Transmissionswärmeverlusts 
den nach Anlage 1 Tabelle 2 EnEV zulässigen Wert 
um nicht mehr als 40 v. H. überschreiten.“

31
Nummer 5.5 wird wie folgt geändert:

In Satz 1 wird die Angabe „des Wohnraumförderungsge-
setzes (WoFG, BGBI S.  2376)“ durch die Angabe „der 
§§ 8 bis 11“ersetzt.

32
Nummer 6 wird wie folgt geändert:

„6 Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Richtlinien treten am 28. 1. 2010 in Kraft. Sie tre-
ten mit Ablauf des 31. 12. 2014 außer Kraft.“

33
In Nummer 1.1 der Anlage wird in der Klammer „§ 2 
Abs. 1 WBFG“ durch „§ 3 WFNG NRW“ ersetzt.

34
In Nummer 1.2 der Anlage wird das Wort „Baukosten“ 
durch das Wort „Gesamtkosten“ ersetzt.

35
In Nr. 1.3 der Anlage wird in der Klammer „§ 13 Abs. 3 
WoFG“ durch „§ 10 Absatz 8 WFNG NRW“ ersetzt.

36
Nummer 2.2 der Anlage wird wie folgt neu gefasst:

„Die Förderempfängerin bzw. der Förderempfänger 
muss die persönlichen Voraussetzungen gemäß § 9 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2,3 und 5 WFNG NRW erfüllen. 
Zur Prüfung der persönlichen Voraussetzungen haben 
die Bewilligungsbehörden die Entscheidung der NRW.
BANK anzufordern und diese als ihre Entscheidung zu 
verwenden, wenn das beantragte Darlehen zusammen 
mit schon bestehenden Darlehensverbindlichkeiten ge-
genüber der NRW.BANK 50.000 Euro übersteigt. Soweit 
die NRW.BANK die persönlichen Voraussetzungen nicht 
oder nur mit weiteren Aufl agen oder Bedingungen bestä-
tigt, hat die Bewilligungsbehörde auch deren Begrün-
dung in ihren Bescheid aufzunehmen. Bei Eigentums-
maßnahmen kann die Leistungsfähigkeit und Zuverläs-
sigkeit in der Regel unterstellt werden, wenn die Ge-
samtfi nanzierung der Maßnahmen gesichert und die 
Tragbarkeit der Belastung gewährleistet erscheint.“

37
Nummer 4.1 der Anlage wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 2 wird „Wfa gemäß § 15 WBFG“ durch 
„NRW.BANK gemäß § 12 WFNG NRW“ ersetzt. 

b)  Als Satz 3 wird eingefügt: „Die Förderzusage sowie 
Rücknahme, Widerruf, Änderung oder Ergänzung ei-
ner Förderzusage sind mit Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen.“

38
Nummer 4.3 der Anlage wird wie folgt neu gefasst:

„Die Bewilligungsbehörde unterrichtet die NRW.BANK 
über die Förderzusage innerhalb von acht Tagen durch 

Übersendung einer Ausfertigung der Förderzusage und 
einer Abschrift des Antrages. Die Antragstellerin bzw. 
der Antragsteller erhält von der Bewilligungsbehörde ein 
Formular für die Anzeige der Fertigstellung.“

39
In Nummer 4.5 der Anlage wird „§ 2 Abs. 2 WBFG“ 
durch „§ 10 Absatz 2 WFNG NRW“ ersetzt.

40
In Nummer 4.8 der Anlage wird die Angabe „§ 15 
WBFG“ durch die Angabe „§ 12 WFNG NRW“ ersetzt.

41
In den Nummern 5.2, 5.3 und 5.4 der Anlage werden die 
Wörter „Die Fördernehmerin bzw. Fördernehmer hat“ 
durch die Wörter „die Förderempfängerin bzw. der För-
derempfänger ist in der Förderzusage zu verpfl ichten“ 
ersetzt.

42
In Nummer 5.2 der Anlage wird in Satz 7 der zweite 
Halbsatz gestrichen.

43
In Nummer 5.3 der Anlage wird der Klammerzusatz „siehe 
Nr. 7.6“ durch den Klammerzusatz „siehe Nr. 6.6“ ersetzt.

44
Nach Nummer 5.4 der Anlage wird eingefügt:
„5.5
Nach Prüfung des Verwendungsnachweises können zur 
Aufbewahrung der Belege auch Bild- oder Datenträger 
verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabever-
fahren muss den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung oder einer in der öffentlichen Verwaltung allge-
mein zugelassenen Regelung entsprechen.“

45
Nummer 6 der Anlage wird gestrichen.

46
Die Nummern 7 bis 7.6 der Anlage werden zu Nummern 
6 bis 6.6.

47
In Nummer 6.1 (neu) der Anlage wird die Angabe „Wfa 
(§ 11 Abs. 1 WBFG)“ durch die Angabe „NRW.BANK 
(§ 11 Absatz 1 WFNG NRW)“ ersetzt.

48
Nummer 8 der Anlage wird zu Nummer 7 und wie folgt 
neu gefasst: „Soweit in diesen Bestimmungen die Verwen-
dung einheitlicher Vordrucke und Vertragsmuster für das 
Bewilligungsverfahren vorgeschrieben ist, werden diese 
von der NRW.BANK entworfen und vom Ministerium für 
Bauen und Verkehr (MBV) genehmigt und von der NRW.
BANK in geeigneter Weise bekannt gegeben. Die vorge-
schriebenen Vordrucke und Vertragsmuster dürfen ohne 
Zustimmung des MBV nicht abgeändert werden.“

– MBl. NRW. 2010 S. 132

924
Richtlinien zur Durchführung der Verordnung

über die innerstaatliche und
grenzüberschreitende Beförderung

gefährlicher Güter auf der Straße und 
mit Eisenbahnen

Gem. RdErl. d. Ministeriums für Bauen Verkehr 
– III B 2 24-03/3.3 –,

des Innenministeriums  – 41-57.04.13-3 –,
d. Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales

 – II A 3- 8232.0.2 –
und d. Ministeriums für  Umwelt und Naturschutz, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz – VII-2 92.14.27 –
v. 3. 2. 2010

Der Gem. RdErl. vom 30. 7. 2002 (SMBl. NRW. 924) wird 
wie folgt geändert:
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1
Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Richtlinien zur Durchführung der Verordnung über die 
innerstaatliche und grenzüberschreitende Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen und 
Binnenschifffahrt“

2
Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„Allgemeine Richtlinien

Die Richtlinien zur Durchführung der Gefahrgutverord-
nung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGV-
SEB-Durchführungsrichtlinien) – RSEB – sind am 
3. 9. 2009 (VkBl 2009, Heft 19, S. 666) neu gefasst worden.

Ich bitte, nach diesen Richtlinien zu verfahren.

Gleichzeitig wurden die GGVSE-Durchführungsrichtli-
nien – RSE – vom 29. 1. 2007 (VkBl. 2007 S. 106, 2008 
S. 322) aufgehoben.“

– MBl. NRW. 2010 S. 134

II.

Sachbezugswerte
 nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung

ab dem 1. Januar 2010
Bek. d. Finanzministeriums B 2906 – 7.1 – IV A 2 – 

v. 16. 2. 2010

Die nach § 7 Abs. 2 Satz 1 und § 8 Abs. 1 Satz 4 LRKG zu 
berücksichtigen Sachbezugswerte betragen nach Artikel 1 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) vom 

19. Oktober 2009 (BGBL. I S. 3667) für das Kalender-
jahr 2010:

Für das Frühstück 1,57 € (für 2009: 1,53 €)
Für das Mittag- 
und Abendessen jeweils 2,80 € (für 2009: 2,73 €)

– MBl. NRW. 2010 S. 135

Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales

Bekanntmachung des Vomhundertsatzes nach 
§ 148 Abs. 4 des Neunten

Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IX) für das 
Kalenderjahr 2009

Bek. d. Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales
 – V A 4 – 442142.1 –

v. 29. 1. 2010

Für das Jahr 2009 beträgt der Vomhundertsatz gem. 
§ 148 Abs. 1 und 4 SGB IX 
3, 73.

– MBl. NRW. 2010 S. 135

III.

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 14 Landes-
planungsgesetz NRW

über die 1. Änderung des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen

– Energieversorgung –
Bek. d. Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und 

Energie – 324-30.61.05.02 –
v.11. 2. 2010

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat am 2. Fe-
bruar 2010 beschlossen, das Verfahren zur Änderung des 

Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP 
NRW) gemäß § 10 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. 
§ 14 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW durchzuführen. 
Die 1. Änderung des LEP NRW umfasst räumlich die ge-
samte Landesfl äche Nordrhein-Westfalens und sachlich 
das Kapitel D.II, Energieversorgung. Da die Umsetzung 
des Planentwurfes Auswirkungen auf die Umwelt hat, 
wird eine Umweltprüfung nach § 9 ROG i. V. m. §§ 14, 15 
LPlG NRW durchgeführt. Es ist ein Umweltbericht er-
stellt worden.

Gemäß § 10 ROG und § 14 Abs. 3 LPlG werden hiermit 
die Öffentlichkeit und die in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen von der Auslegung des Plans unter-
richtet. Die Öffentlichkeit und öffentliche Stellen, deren 
Belange von den Umweltauswirkungen berührt werden, 
können während der Auslegungsfrist Stellung zum Plan-
entwurf, der Planbegründung und zum Umweltbericht 
nehmen. Die öffentliche Auslegung der 1. Änderung des 
LEP NRW erfolgt in der Zeit vom 22. März bis ein-
schließlich 11. Juni 2010. Die vorbezeichneten Unterla-
gen liegen arbeitstäglich während der normalen Dienst-
zeiten zur Einsichtnahme aus bei

a)  dem Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie des Landes Nordhrein-Westfalen (Landes-
planungsbehörde), Haroldstr. 4 in 40213 Düsseldorf

und

b)  den Regionalplanungsbehörden:

  Bezirksregierung Arnsberg, 
Seibertzstr. 1 in 59821 Arnsberg;

  Bezirksregierung Detmold, 
Leopoldstr. 15 in 32756 Detmold;

  Bezirksregierung Düsseldorf, 
Cecilienallee 2 in 40474 Düsseldorf;

  Bezirksregierung Köln, 
Zeughausstr. 2–10 in 50667 Köln;

  Bezirksregierung Münster, 
Domplatz 1–3 in 48143 Münster;

  Regionalverband Ruhr, 
Kronprinzenstr. 35 in 45128 Essen

und

c)  den Kreisen:

  Hochsauerlandkreis, 
Steinstr. 27 in 59872 Meschede;

  Märkischer Kreis, 
Heedfelder Str. 45 in 58509 Lüdenscheid;

  Kreis Siegen-Wittgenstein, 
Koblenzer Str. 73 in 54072 Siegen;

  Kreis Soest, 
Hoher Weg 1–3 in 59494 Soest;

  Kreis Gütersloh, 
Herzebrocker Str. 140 in 33334 Gütersloh;

  Kreis Herford, 
Amtshausstr. 3 in 32051 Herford;

  Kreis Höxter, 
Moltkestr. 12 in 37671 Höxter;

  Kreis Lippe, 
Felix-Fechenbach-Str. 5 in 32756 Detmold;

  Kreis Minden-Lübbecke, 
Portastr. 13 in 32423 Minden;

  Kreis Paderborn, 
Aldegreverstr. 10–14 in 33102 Paderborn;

  Kreis Kleve, 
Nassauer Allee 15-23 in 47533 Kleve;

  Kreis Mettmann, 
Düsseldorfer Str. 26 in 40822 Mettmann;

  Kreis Viersen, 
Rathausmarkt 3 in 41747 Viersen;

  Städteregion Aachen, 
Zollernstr. 10 in 52040 Aachen;

  Kreis Düren, 
Bismarckstr. 16 in 52351 Düren;
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  Kreis Euskirchen, 
Jülicher Ring 32 in 53861 Euskirchen;

  Kreis Heinsberg, 
Valkenburger Str. 45 in 52525 Heinsberg;

  Oberbergischer Kreis, 
Moltkestr. 34 in 51643 Gummersbach;

  Rheinisch-Bergischer-Kreis, 
Rübezahlwald 7 in 51469 Bergisch Gladbach;

  Rhein-Erft-Kreis, 
Willy-Brandt-Platz 1 in 50126 Bergheim;

  Rhein-Sieg-Kreis, 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1 in 53721 Siegburg;

  Kreis Borken, 
Burloer Str. 93 in 46325 Borken;

  Kreis Coesfeld, 
Friedrich-Ebert-Str. 7 in 48653 Coesfeld;

  Kreis Steinfurt, 
Tecklenburger Str. 10 in 48565 Steinfurt;

  Kreis Warendorf, 
Waldenburger Str. 2 in 48231 Warendorf;

  Ennepe-Ruhr-Kreis, 
Hauptstr. 92 in 58332 Schwelm;

  Kreis Recklinghausen, 
Kurt-Schumacher-Allee 1 in 45657 Recklinghausen;

  Kreis Unna, 
Friedrich-Ebert-Str. 17 in 59425 Unna;

  Kreis Olpe, 
Danziger Str. 2 in 57462 Olpe;

  Rhein-Kreis Neuss, 
Oberstr. 91 in 41460 Neuss;

  Kreis Wesel, 
Reeser Landstr. 31 in 46483 Wesel

und
d)  den kreisfreien Städten:
  Stadt Aachen, 

Markt in 52062 Aachen;
  Stadt Bielefeld, 

Niederwall 25 in 33602 Bielefeld;
  Stadt Bochum, 

Willy-Brandt-Platz 2-6 in 44787 Bochum;
  Stadt Bonn, 

Berliner Platz 2 in 53103 Bonn;
  Stadt Bottrop, 

Ernst-Wilczok-Platz 1 in 46236 Bottrop;
  Stadt Dortmund, 

Friedensplatz 1 in 44135 Dortmund;
  Stadt Duisburg, 

Burgplatz 19 in 44051 Duisburg;
  Stadt Düsseldorf, 

Marktplatz 1 in 40213 Düsseldorf;
  Stadt Essen, 

Porscheplatz 1 in 45121 Essen;
  Stadt Gelsenkirchen, 

Goldbergstr. 12 in 45894 Gelsenkirchen;
  Stadt Hagen, 

Friedrich-Ebert-Platz 1 in 58095 Hagen;
  Stadt Hamm, 

Theodor-Heuss-Platz 16 in 59065 Hamm;
  Stadt Herne, 

Friedrich-Ebert-Platz 2 in 44623 Herne;
  Stadt Köln, 

Rathausplatz 1 in 50679 Köln;
  Stadt Krefeld, 

Von-der-Leyen-Platz in 47798 Krefeld;
  Stadt Leverkusen, 

Friedrich-Ebert-Platz 1 in 51373 Leverkusen;
  Stadt Mönchengladbach, 

Weiherstr. 21 in 41061 Mönchengladbach;
  Stadt Mülheim an der Ruhr, 

Ruhrstr. 32–34 in 45468 Mülheim an der Ruhr;

  Stadt Münster, 
Klemensstr. 10 in 48143 Münster;

  Stadt Oberhausen, 
Schwartzstr. 72 in 460425 Oberhausen;

  Stadt Remscheid, 
Theodor-Heuss-Platz 1 in 42853 Remscheid;

  Stadt Solingen, 
Cronenberger Str. 59-61 in 42651 Solingen;

  Stadt Wuppertal, 
Johannes-Rau-Platz 1 in 42275 Wuppertal.

Die Verfahrensunterlagen stehen ebenfalls auf der Inter-
netseite des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie des Landes Nordhrein-Westfalen (erreich-
bar unter www.wirtschaft.nrw.de) zur Verfügung.

Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen zur 1. 
Änderung des LEP NRW sind bis zum Ende der öffentli-
chen Auslegung vorzugsweise per E-Mail (landespla-
nung@mwme.nrw.de), per Post, elektronisch über „Be-
teiligung-Online“ (erreichbar unter www.wirtschaft.
nrw.de) oder zur Niederschrift zu richten an das Minis-
terium für Wirtschaft, Mittelstand und Energie des Lan-
des Nordhrein-Westfalen, Landesplanungsbehörde, Ha-
roldstr. 4 in 40213 Düsseldorf. 

Auch bei den anderen oben aufgeführten Behörden kön-
nen Stellungnahmen abgegeben werden. 

Anregungen, die schriftlich erfolgen, können nur berück-
sichtigt werden, wenn sie den Vor- und Nachnamen so-
wie die Anschrift des Verfassers in lesbarer Form enthal-
ten. Zudem sollte die Stellungnahme bei Änderungs- 
oder Ergänzungsvorschlägen zu textlichen Festlegungen 
möglichst konkrete Formulierungen enthalten und die 
entsprechende Stelle (Seite, Absatz, Zeile) angeben. Bei 
Anregungen, die sich auf die zeichnerische Darstellung 
beziehen, sollte der konkrete Kraftwerksstandort be-
nannt werden.

Eine Benachrichtigung über den Eingang der Stellung-
nahmen erfolgt nicht. Eventuelle Kosten, die bei der Ein-
sichtnahme in die Unterlagen und/oder bei der Geltend-
machung von Anregungen entstehen, können nicht er-
stattet werden.

Nach Ablauf der Beteiligungsfrist werden die eingegan-
genen Stellungnahmen ausgewertet. Im Anschluss leitet 
die Landesregierung den Planentwurf dem Landtag mit 
einem Bericht über das Erarbeitungsverfahren zu (§ 18 
Abs. 1 LPlG NRW).

Gemäß § 11 Abs. 3 ROG wird dem Entwurf des Landes-
entwicklungsplans außerdem eine zusammenfassende 
Erklärung beigefügt, aus der hervorgeht, wie die Um-
weltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem Aufstellungsverfahren be-
rücksichtigt wurden und aus welchen Gründen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften in Betracht kommen-
den anderweitigen Planungsalternativen gewählt wurde.

Der Landesentwicklungsplan wird als Rechtsverordnung 
aufgestellt. Die 1. Änderung des LEP NRW wird mit der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen rechtswirksam. Mit der Ver-
abschiedung der 1. Änderung des LEP NRW ist voraus-
sichtlich Ende 2010 bzw. Anfang 2011 zu rechnen.

Düsseldorf, den 11. Februar 2010

Im Auftrag

Michael  G a e d t k e

– MBl. NRW. 2010 S. 135
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Jahresabschluss des Nahverkehrs-Zweckverbandes 
Niederrhein (NVN)

für das Jahr 2008 und Entlastung 
des Verbandsvorstehers

Bek. d Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 
v. 15. 12. 2009

Auszug aus dem Sitzungsprotokoll vom 15. 12. 2009

Die Verbandsversammlung des Nahverkehrs-Zweckver-
bandes Niederrhein (NVN) beschließt einstimmig – den 
Jahresabschluss 2008 für den NVN und die Entlastung 
des Verbandsvorstehers.

15. Dezember 2009

gez. 
Peter  K i e h l m a n n

Vorsitzender Verbandsversammlung

 

  BERICHT 

  Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, 
  Wesel 

  
  Prüfung des Jahresabschlusses 
  zum 31. Dezember 2008 

Anlage 1
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Anlage 2
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– MBl. NRW. 2010 S. 137
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Sitzungen der Fachausschüsse 
des Verwaltungsrates der VRR AöR 

Bek. d Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 
v. 23. 2. 2010

Zur Vorbereitung auf die Sitzung des Verwaltungsrates 
der VRR AöR am 25. März 2010 fi nden folgende Sitzun-
gen der Fachausschüsse statt:

  Ausschuss für Verkehr und Planung
 Freitag, 12. März 2010, 10.00 Uhr,
 im Rathaus der Stadt Essen, Raum R. 2.20

 Ausschuss für Tarif und Marketing
 Mittwoch, 15. März 2010, 10.00 Uhr,
 im Rathaus der Stadt Essen, Raum R. 2.20

 Ausschuss für Investitionen und Finanzen
 Freitag, 17. März 2010, 10.00 Uhr,
 im Rathaus der Stadt Essen, Raum R. 2.20

Die Tagesordnung für die Sitzung des Verwaltungsrates 
am 25. März 2010 wird in Kürze öffentlich bekannt ge-
macht.

Essen, den 23. Februar 2010

Ulrich H a l l e r

– MBl. NRW. 2010 S. 154



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 7 vom 4. März 2010 155



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 7 vom 4. März 2010156

Einzelpreis dieser Nummer 8,25 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 57,50 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 115,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb 
eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. Wenn nicht

innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 40213 Düsseldorf

Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf
Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
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Ab 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und sie wird preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 
 aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese neue Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € 

pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Januar 2010, ist Ende Februar erhältlich.

Das neue Bestellformular mit den neuen Preisen befi ndet sich im MBl. NRW. 2007 Nr. 24, S. 565.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal https://recht.nrw.de
Hinweis:
Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen qua-
litativ hochwertigen Rechtsangeboten.

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: Newsletter anklicken.


